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Sechſte

Eingemeindung Mühlburgs in die große Kirchen

gemeinde Karlsruhe . Mühlburg hat bis dahin eine

gute Organiſation gehabt , hat ein reges kirchliches

Leben gezeigt und muß ſich nun dazu bequemen , daß

ſein Kirchengemeindeausſchuß ( mit 100 Mitgliedern )

und ſein Kirchengemeinderat ( mit 20 Mitgliedern )

aufgelöſt wird und dieſe Körperſchaften nur als

Sprengelräte Mühlburgs weiterbeſtehen können , und

ſich mit einer ganz beſchränkten Zahl von Vertretern

im Karlsruher Geſamtkirchengemeinderat und ⸗aus

ſchuß begnügen . Iſt die Auswahl dieſer Vertreter

keine glückliche , dann fällt es einer eingemeindeten

Gemeinde ſehr ſchwer , ſich in der großen Gemeinde

durchzuſetzen und ihre Intereſſen richtig zu vertreten .

Umgekehrt aber ſind einem Sprengelausſchuß und

Sprengelrat nach unſerer jetzigen Verfaſſung nur ſo

geringfügige Betätigungsmöglichkeiten zugewieſen ,

daß das rege Leben , das bisher in den Mühlburger

Körperſchaften zu konſtatieren war , ſicherlich mit der

Zeit in dem Sprengelrat und ⸗ausſchuß etwas ab⸗

flauen wird . Dadurch kann das kirchliche Leben in

Mühlburg Schaden leiden und es wäre zu wünſchen ,

daß die Kirchenregierung Mittel und Wege findet ,

um den einzelnen Kirchenſprengeln größere Selb⸗

ſtändigkeit — vielleicht in vermögensrechtlicher Hin⸗

ſicht , aber auch bei der Pfarrwahl und anderen

Dingen — einzuräumen . ( Sehr richtig !l !) Dann

würden die Eingemeindungen , die auch noch in

anderen Großkirchengemeinden Badens außerordent⸗

lich wünſchenswert ſind , ſich aber nur ſehr langſam

und mit ſichtlichem Widerſtreben anzubahnen ſchei⸗

nen , leichter durchzuführen ſein . Ich denke an die

Großkirchengemeinde Mannheim , an Weinheim , ich

denke vor allem auch an Heidelberg und an andere

( Zuruf : Pforzheim ) , Pforzheim insbeſondere !

Der Entwurf , der Ihnen vorgelegt iſt , iſt von

Ihrem Rechtsausſchuß einmütig angenommen wor

den

Zu dem S2 des Geſetzentwurfs wird , da er

verfaſſungändernd iſt , eine Zweidrittelmehrheit nötig

ſein ; die anderen Paragraphen können mit der ab

ſoluten Mehrheit angenommen werden .

Ich darf als früherer Pfarrer von Mühlburg und

jetziger Pfarrer von Karlsruhe den Wunſch aus —

ſprechen , daß ſich beide Gemeinden unter Zurück —

ſtellung von Sonderintereſſen , die vielfach pekuniärer

Art geweſen ſind , zuſammenfinden , ſich gegenſeitig

einleben und daß durch dieſe Eingemeindung das

religiös⸗ſittliche und kirchliche Leben in Karlsruhe

gefördert werden möge .

Eine allgemeine Ausſprache wird nicht gewünſcht .

In der nun folgenden Abſtimmung wird 8 1
des Geſetzentwurfs mit allen gegen 1 Stimme , 8 2

einſtimmig , § 3 mit allen gegen 1 Stimme , mit

demſelben Stimmenverhältnis das Geſetz im ganzen

und ſeine überſchrift angenommen .

Auf eine zweite Leſung wird verzichtet .

Die Sitzung wird darauf mit Gebet , das Ab —

geordneter Fiſcher ſpricht , geſchloſſen .

Siebente öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Freitag , den 11 . Mai 1928 ,

nachmittags 4 Uhr .

Vizepräſident Wilhelm Schulz eröffnet die Sit⸗

zung , Abgeordneter Camerer ſpricht das Eingangs⸗

gebet .

Neue Eingänge liegen nicht vor . Es wird darum

ſofort in die Tagesordnung eingetreten

Bericht des Hauptberichtsausſchuſſes über

a . Antrag des Volkskirchenbundes evang. Sozialiſten ,
die Stellung zu den „chriſtlichen “ Parteien betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Der Antrag

lautet :
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Die Landesſynode als Vertretung der ge —

ſamten evang . Kirche , deren Mitglieder in allen

politiſchen Parteien organiſiert ſind , bedauert ,

daß einzelne politiſche Parteien die Bezeichnung

„evangeliſch “ oder „chriſtlich “ in ihrem Namen

führen oder annehmen wollen . Eine ſolche Be⸗

zeichnung kann nach der Meinung der Synode

nur der Kirche und den kirchlichen Organiſationen

zukommen , die außerhalb des politiſchen Kampfes

ſtehen . Darum bittet die Synode die Parteien bei

aller Anerkennung ihres Beſtrebens , auch chriſt⸗

liche Grundgedanken zur Durchführung zu brin —

gen , in Zukunft auf die Bezeichnung „chriſtlich “

oder „evangeliſch “ zu verzichten .

Die Behandlung des Antrages war eine der

bewegteſten des Hauptberichtsausſchuſſes . Es war

dieſer zwar in der Hauptſache darüber einig , daß

tatſächlich in der Verbindung des Wortes „chriſtlich “

mit dem Namen einer politiſchen Partei etwas

Unerträgliches liege für den religiös warm empfin⸗

denden Menſchen . Es beſtand auch darüber Einig⸗

keit , daß es für die Kirche des Evangeliums Pflicht

ſei , ſoweit ihr dies möglich ſei , dafür einzutreten ,

daß mit einer ſolchen Namenverbindung nicht der

Anſchein entſtehe , als ſtelle ſich die Kirche mitten

hinein in die zeitlich - politiſchen Macht - und Partei⸗

verhältniſſe . Es herrſchte weiterhin durchgehende

Einmütigkeit darüber , daß keine der beſtehenden

politiſchen Parteien für ſich in Anſpruch nehmen

dürfe , allein und vor allem chriſtliche Prinzipien und

Belange zu vertreten . Dagegen ging man in der

Beurteilung der praktiſchen Auswirkungen des An⸗

trags ſowohl allgemein als auch für den jetzigen

Augenblick ſoweit auseinander , daß eine Einigung
hier nicht zu erzielen war und die beiden Abſtim⸗

mungen in ihrem Ergebnis nicht einheitlich waren .

Es betonten zwar die Antragſteller mit aller

Deutlichkeit , daß der überwiegenden Mehrzahl von

ihnen ein agitatoriſches Ausbeuten des Antrags und

der Stellung der Synode dazu völlig fernliege . Die

Mehrheit jedoch konnte ſich nicht der Erwägung ver⸗

ſchließen , daß der Antrag , wenn er im gegenwärtigen

Augenblick , auf der Höhe eines erbitterten Wahl —

Stel 2tebente Sitzung

kampfes , verbeſchieden würde , als eine Beeinträch

tigung einer großen Partei in der Offentlichkeit

angeſehen würde . Sie konnte auch der Meinung der

Minderheit nicht beitreten , die von einem Beſchluß

der Synode im Sinne der Antragſteller eine Ent⸗

giftung des politiſchen Lebens erwartete . Sie drückte

dagegen die Befürchtung aus , daß jedes Eingehen

auf den Antrag die politiſchen Leidenſchaften nur

noch ſchüre . Es hielt überhaupt die Mehrheit ein

Machtwort der Synode für untunlich und unwirkſam

in einer Stunde , in der zum Parteikampf alles

bereits gerüſtet iſt .

Dieſes alles vereitelte ſchließlich jedes Suchen

nach einer gemeinſamen Baſis und zwang zur Ab

ſtimmung . Das Ergebnis der beiden Abſtimmungen

war verſchieden . In der erſten Abſtimmung ſprachen

ſich für den abgeänderten , eben verleſenen Antrag

des Volkskirchenbundes aus 8, dagegen waren 3,

5 enthielten ſich der Stimme . Die zweite und ent⸗

ſcheidende Abſtimmung am Schluß der zweiten

Leſung über einen Vertagungsantrag der Synodalen

Pfarrer Bender und Gen . ergab 9 Stimmen für

Vertagung , 6 dagegen bei 3 Enthaltungen .

Ich habe als Berichterſtatter des Ausſchuſſes die

Pflicht , zu beantragen :

Hohe Synode möge den Antrag des Volks⸗

kirchenbundes evang . Sozialiſten auch in ſeiner

abgeänderten Faſſung vertagen .

Abgeordneter Eckert : Der urſprüngliche Antrag ,

den die religiöſen Sozialiſten geſtellt hatten , lautete

folgendermaßen :

Die Landesſynode möge dagegen Stellung

nehmen , daß politiſche Parteien dadurch chriſtliche

Frömmigkeit öffentlich herabwürdigen , daß ſie ſich

„chriſtlich “ oder „evangeliſch “ nennen , in ihrer

Agitation und politiſchen Betätigung aber nichts

von chriſtlicher Art verſpüren laſſen . Sie ſollte

ſich dagegen verwahren , daß dadurch mit dem

Chriſtentum politiſche Geſchäfte gemacht werden .

Die beſtehende Geſellſchafts - und Wirtſchaftsord⸗

nung und der dadurch bedingte politiſche Kampf

ſteht im Gegenſatz zur chriſtlichen Lebensauf —
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faſſung . Es kann daher keine Partei ſich mit

innerem Recht „chriſtlich “ oder „evangeliſch “

nennen .

Die Behandlung und Diskuſſion dieſes Antrags

hat uns veranlaßt , den Antrag in dem von dem

Herrn Berichterſtatter angeführten Sinn umzu⸗

ändern , weil wir dadurch hofften , eine Mehrheit für

unſeren Willen in dieſer Synode zu finden . Wir

ſehen uns dadurch , daß der Antrag des Herrn Ab⸗

geordneten Bender angenommen wurde , durch den

die Behandlung dieſer Frage als untunlich bezeichnet

und die Vertagung als notwendig verlangt wurde ,

außerſtande , hier im Plenum zu dieſer Sache zu

ſchweigen . Wir wollen vielmehr den Verſuch machen ,

hier im Plenum noch einmal zu begründen , warum

wir zu dieſem Antrag kamen und warum wir hoffen ,

daß vielleicht doch ohne Rückſicht auf Parteigrenzen

politiſcher Art ſich eine Mehrheit finden könnte , die

unſerem abgeänderten Antrag die Stimme geben

könnte .

Es iſt fraglos , daß es in unſerem gegenwärtigen

politiſchen Leben Parteien gibt , die ſich chriſtlich

nennen , und es iſt ebenſo bekannt , daß es in Zukunft

Parteien geben ſoll , die ſich entweder chriſtlich oder

evangeliſch nennen . Ich will nur ein paar Namen

nennen , um Sie alle ſofort ins Bild zu bringen .

Die Deutſchnationale Volkspartei nennt ſich im

Untertitel Chriſtliche Volkspartei . ( Zuruf : Bloß in

Baden ! ) Die Deutſchnationale Volkspartei tut das

nicht nur in Baden , ſondern auch in Preußen , im

ganzen Reich , da , wo ſie darauf Wert legt , auf Leute

Einfluß zu gewinnen , von denen ſie weiß , daß ſie

chriſtlich orientiert ſind . Die Deutſchnationale Volks⸗

partei iſt aber nicht mehr unbeſtritten als „chriſtliche

Volkspartei “ anerkannt . Es iſt die Frage von chriſt⸗

lich und evangeliſch orientierten Kreiſen aufgeworfen
worden , ob man nicht neue Parteien ins Leben rufen

ſolle , die ſich mit neuen chriſtlichen Methoden und

Abſichten in das politiſche Leben hineinſtellen . Ich

nenne als ſolche neugegründete oder neuzugründende

Partei die „ Reformationspartei “ des Herrn Ober⸗

hofprediger Döring in Berlin , der an ſämtliche
Pfarrämter in Deutſchland durch ſein Büro Werbe⸗

material verſchicken ließ , in dem er den Anſpruch

Sitzung .

erhob , durch dieſe Neugründung ſeiner Partei die

Möglichkeit für alle evangeliſchen und chriſtlichen

Männer und Frauen zu ſchaffen , um die evange⸗

liſchen Intereſſen in chriſtlicher Art im politiſchen

Leben wahrzunehmen . Ich erinnere außerdem an

den Verſuch , der für die Landtagswahl in Württem⸗

berg , und bei uns ſcheinbar auch für die kommenden

Wahlen , gemacht worden iſt , einen ſogenannten

„Chriſtlichen Volksdienſt “ ins Leben zu rufen . In

Heſſen und in Mitteldeutſchland ſind ähnliche Ver⸗

ſuche im Werk , die ſich nicht „chriſtlich “ nennen ,

ſondern „evangeliſch “ .

Es iſt zwiſchen dieſen beiden Arten der poli

tiſchen Betätigung ein Unterſchied zu machen . Wenn

die Deutſchnationale Volkspartei ſagt , es ſei ihr

möglich , auch in der beſtehenden Art des politiſchen

Kampfes , auch in der beſtehenden Methodik des

Parteigetriebes chriſtliche Methoden anwenden zu

können , beſtreiten das die neu zu gründenden oder

neu gegründeten Parteien . Die Reformationspartei

hat zwar behauptet , daß ſie deswegen gegen alle

beſtehenden politiſchen Parteien auftrete , weil ſie

aus einer ehrlichen chriſtlichen Grundhaltung voll

kommen frei und ſelbſtändig das politiſche Leben zu

beeinfluſſen ſuche . Es dauerte keine vier Wochen ,

daß dieſe „ ſelbſtändige “ chriſtliche Partei ihren

Führer , den Herrn Oberhofprediger Döring als

zweiten Spitzenkandidaten auf die Reichsliſte des

Deutſchvölkiſchen Blocks ſtellte . Dadurch iſt zur Evi

denz bewieſen , daß es eine Utopie iſt , wenn man

glaubt , irgendeine politiſche Partei ins Leben rufen

zu können , die unter den obwaltenden Umſtänden in

der heutigen Wirtſchafts⸗ und Geſellſchaftsordnung

ſich chriſtlich betätigen kann .

Es iſt ein großer Irrtum zu glauben , daß es

ſich im politiſchen Leben um angewandte Welt⸗

anſchauung handelt . Im politiſchen Leben der heu⸗

tigen Zeit handelt es ſich wie immer um gar nichts

anderes als um den rückſichtsloſen Kampf zwiſchen

den einzelnen Schichten unſeres Volkes mit dem

Ziele , durch die Machtergreifung der Staatsgewalt
die beſtmögliche Intereſſenvertretung für die ſieg⸗

reiche Schicht zu ſichern . Alle ſogenannten idealen

Ziele , alle Verſprechungen an die Volksgeſamtheit ,
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alle Beteuerungen der Parteien , daß es ſich um die

Wahrung chriſtlicher Belange , um chriſtliche Reli⸗

gioſität handle , ſind im beſten Fall gut gemeinte

Verſprechungen , im ſchlimmſten Fall aber auf das

Volk berechnete Parolen , mit denen politiſche Ge⸗

ſchäfte gemacht werden ſollen . Chriſtlich überzeugte
und empfindende Menſchen ſollen durch fromm klin⸗

gende Worte für eine beſtimmte politiſche Partei

eingefangen werden . Dagegen wenden wir uns , weil

dieſe ſogenannten „ chriſtlichen Parteien “ ſich einen

Titel anmaßen , der ihnen nicht zuſteht .
Die Kirche als ſolche , die kirchlichen Verbände

als ſolche mögen ſich um ihrer chriſtlichen Zielſetzung
willen chriſtlich nennen . Die politiſchen Parteien

können und dürfen es nicht .
Aber nicht nur aus dieſer grundſätzlichen Über⸗

legung heraus müſſen wir uns gegen den Anſpruch
der betreffenden Parteien wenden , ſondern auch aus

einer anderen Überlegung . Die praktiſche Folge der

Anmaßung der in Frage ſtehenden politiſchen Par⸗

teien , ſich chriſtlich oder evangeliſch zu nennen , iſt

insbeſondere die , daß alle anderen politiſchen Par⸗
teien als nichtchriſtlich , als unchriſtlich bezeichnet
werden . Dagegen müſſen wir uns deswegen wenden ,
weil die ſogenannten „achriſtlichen “ Parteien zum
mindeſten genau ſo unchriſtlich ſind wie die Par⸗
teien , die ſich nicht chriſtlich nennen .

Die Deutſchnationale Volkspartei z. B. treibt

eine Wirtſchaftspolitik , die in keiner Weiſe vor der

chriſtlichen Sittlichkeit beſtehen kann . Die Deutſch

nationale Volkspartei treibt eine Zoll⸗ und Steuer

politik , die nichts anderes zum Ziele hat als die

Intereſſenvertretung vor allen Dingen der Groß —

grundbeſitzer und ihrer Nutznießer . Sie treibt eine

Verwaltungs - und Regierungspolitik , die niemals

eine wirkliche Volksgemeinſchaft in Deutſchland
möglich macht , ſondern die auf den alten Grund⸗

ſätzen des Obrigkeitsſtaates aufgebaut iſt . Die

Deutſchnationale Volkspartei treibt vor allen Dingen
eine Sozialpolitik , durch die die Nöte , die ſich aus

unſerer heutigen Wirtſchafts⸗ und Geſellſchafts⸗

ordnung ergeben , in keiner Weiſe ernſthaft ange⸗

griffen werden ; ja , manchmal hat es den Anſchein ,
als ob dieſe großen ſozialen Nöte für die Leute der

Siebente Sitzung

„Chriſtlichen Volkspartei “ überhaupt nicht exiſtierten .
Die Deutſchnationale Volkspartei treibt eine Kultur⸗

politik , die ſich wohl „chriſtlich “ nennt und auch den

Anſchein zu erwecken ſucht , als ob chriſtliche Reli⸗

gion und chriſtliche Art durch die politiſchen Macht⸗
mittel dieſer Partei geſichert werden ſollen , in Wirk⸗

lichkeit wird durch dieſe Art des Inſchutznehmens
der Religion keine chriſtliche Politik getrieben . Die

Deutſchnationale Volkspartei treibt eine Außen⸗

politik , die nie und nimmer eine Verſöhnung der

Völker im Sinne chriſtlicher Brüderlichkeit und der

Anerkennung aller ermöglicht .
Aus dieſer Überlegung heraus , meine ich , müßte

es jedem von Ihnen möglich ſein , gegen dieſen

Anſpruch zu proteſtieren und zu ſagen : Wir haben

als Synode die Pflicht , uns dagegen zu wenden ,

daß irgendeine Partei ſich chriſtlich nennt . Wir

haben allerdings kein Recht oder keine Veranlaſſung ,
die Politik der Deutſchnationalen Volkspartei als

ſolche hier in den Kreis unſerer Erwägungen zu

ziehen . Von dem Moment aber an , wo ſich die

Deutſchnationale Partei „chriſtlich “ nennt , haben wir

nicht nur das Recht , ſondern die Pflicht , uns gegen
ſie zu verwahren . Auch deswegen , wie ich vorhin

ſchon ſagte , weil die anderen Gruppen dadurch als

mindeſtens ſchlechtere Chriſten bezeichnet werden .

Auch deswegen , weil durch dieſen Anſpruch dieſer
Partei nach außen hin der Anſchein erweckt werden

könnte , als könne man als Chriſt gar keiner anderen

Partei angehören als der deutſchnationalen

Daß das keine Übertreibung iſt , will ich Ihnen

durch ein Flugblatt , das vorgeſtern in Baden verteilt

wurde , beweiſen . Obwohl in dieſem Flugblatt rein

finanzielle Angelegenheiten behandelt werden , heißt

es am Schluß :

„ Wer ſeine Pflicht als Wähler tut , gibt ſeine
Stimme einer großen Partei . Wer ſeine Pflicht als

nationaler und chriſtlicher Wähler tun will , gibt
ſeine Stimme der Deutſchnationalen Volkspartei ,
weil ſie die größte und ſtärkſte bürgerliche Partei iſt . “

Wir wenden uns dagegen , daß das Chriſtentum

zum Vorſpann für bürgerliche Politik gemacht wird .

Wir wenden uns dagegen , daß durch einen ſolchen
Anſpruch der Anſchein erweckt wird , als könnten

7
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nicht auch in den ſozialiſtiſchen Parteien z. B. ganz

entſchieden chriſtlich gläubige Menſchen tätig und

auch orientiert ſein . ( Lachen bei den Poſitiven .

Darum meine ich , wir dürfen an der Sache nicht

ſo vorübergehen und ſagen : es wird vertagt , darüber

kann man ein andermal ſprechen ; wir müſſen viel

mehr zu dieſer Sache , die uns auf den Nägeln bren

nen muß , heute ein Wort ſprechen und die Synode

als ſolche aufrufen , dazu Stellung zu nehmen .

Man hat bei der Behandlung unſeres Antrags

darauf hingewieſen , daß es jetzt untunlich ſei , weil

wir mitten im Wahlkampf ſtehen . Aber , meine

Herren , vergeſſen Sie denn , daß wir gerade dann ,

wenn wir ſchweigen , das Unrecht , das bis jetzt getan

wurde , noch viel größer machen ? Wenn wir ſolche

Flugblätter unwiderſprochen laſſen , dann zwingen

wir ja doch die anderen Parteien dazu , in einer

ungehemmten Art und Weiſe im Wahlkampf gegen

dieſes „ Chriſtentum “ und dadurch gegen den chriſt

lichen Glauben mit zu politiſieren , weil dieſe Ver

quickung von reaktionärer bürgerlicher Politik und

Chriſtentum nicht geduldet werden kann . Ich meine

deswegen , es ſei die Tatſache , daß wir jetzt im

Wahlkampf ſtehen , nicht ein Anlaß , ſie ſollte viel

mehr ein Agens ſein , unſerem Antrag zuzuſtimmen

und endlich ein Ende zu machen mit dieſem Miß

brauch der chriſtlichen Religion für politiſche Zwecke .

Heute ſollte die Synode eine Entſchließung faſſen ,

die ſich dagegen verwahrt , daß das Wort ,achriſtlich “

oder „evangeliſch “ von einer politiſchen Partei zu

Recht in Anſpruch genommen werden darf .

Ich weiß beſtimmt , daß einzelne auch unter den

Gruppen , die uns nicht naheſtehen , ſich unſerer

Argumentation im nicht verſchließen

konnten , und es wäre ein Zeichen innerſter Ver

antwortung , wenn nicht nur einzelne , ſondern eine

größere Anzahl der Abgeordneten , die nicht zu uns

gehören , unſerem Antrag die Stimme geben würden .

Ausſchuß

Abgeordneter D. Dr . Frommel : Wir haben im

Ausſchuß ausdrücklich geſagt , daß wir inhaltlich

dieſem Antrag durchaus zuſtimmen können , daß auch

wir es für religiöſes Empfinden für ſchwer erträg —

lich halten , wenn beſtimmte Parteien ſich „chriſtlich “

wobei wir geſchichtlich

erklärlich iſt , wie dieſe dazu

Aber ſo wie die Sache heute liegt ,

„ unerträglich

nennen , zugeben , daß es ,

betrachtet ,

gekommen ſind

halten wir es allerdings für

die Parteien ſich ſo nennen

der Herr Vorredner geſagt

Parteien

henn

Ich möchte dem , was

hat , allerdings das eine entgegenhalten : Er ſagt ,

die politiſchen Parteien treiben lediglich Machtkampf50

So ſcheint mir die Sache doch nicht zu liegen ; dann

würde ja unſer ganzes politiſches Leben auf gar

nichts anderes hinauslaufen als auf einen reinen

Machtkampf . Wir müſſen aber ſagen , daß im

tiſchen Leben auch Kulturfragen , ideelle Fragen eine

poli

Rolle ſpielen , und man kann nicht behaupten , daß

alle Parteien , ſoweit ſie ſich politiſch betätigen , rein

nur auf den Machtkampf , auf eine Machtverſtärkung

ihres Einfluſſes hinwirken , ſondern ſie haben auch

ihre Kulturbelange , und darunter ſpielen

Trotzdem

auch

religiöſen keine geringe Rolle vertreten

wir den vorhin ſkizzierten Standpunkt .

demAllerdings können wir uns nicht ver

ſchließen , daß in dem jetzigen
2

ja doch auch auf der

worden die Sache nicht

bei den Verhandlungen ausdrücklich geſagt worden ,

daß man ja nicht wünſche , mit Sache jetzt

etwa in die Offentlichkeit zu treten und ſie für die

bevorſtehende Wahl auszunützen . Deshalb werden

wir uns jetzt in dieſem Augenblick der Stimme ent

halten , ſind aber durchaus bereit , wenn der Antrag

wiederkommt , ihm zuzuſtimmen

das iſt

zugegeben

iſt . Es iſt doch

ſozialiſtiſchen

gUnſtig

dieſer

Abgeordneter Dr . Brauß : Man kann den Antrag

verſtehen als einen Stellung zu nehmen zu

zen des öffentlichen Lebens , und als ſolch

einen Verſuch kann man ihn begrüßen . Und die

evang . Kirche und deren Organiſation als Synode

iſt nach meiner Meinung auch verpflichtet , zu ſolchen

Fragen Stellung zu nehmen , um ihre Glieder auf

horchen zu laſſen auf das , was ſie fühlt und wovon

ſie bewegt iſt . Wenn wir nur öfter den Verſuch

machten und gemacht hätten , unſere Glieder draußen

aufhorchen zu laſſen auf das , was man nennt das

Argernis des Evangeliums und ſeinen Widerſpruch

Verſuch ,

den Fre10



ag

zu

gegen die Sünde in der Welt ! Und wenn der An

trag das wollte , daß er Stellung nimmt zu dem

öffentlichen Leben in dieſem Sinn , ſo könnte er nur

begrüßt werden

Aber er will , wie mir ſcheint , etwas mehr oder

etwas anderes : er will in dieſem Augenblick
wenn ich recht empfinde in anderem Sinn in

die Offentlichkeit ; er will die Kirche hineinziehen in

Fragen der Politik . Und da iſt gerade in den letzten

Jahren und in der letzten Zeit doch die Meinung in

allen kirchlichen Kreiſen , in ernſtzunehmenden kirch⸗

lichen Kreiſen die : die Kirche ſoll nach beſter Mög —
lichkeit ſich politiſch neutral halten und ſoll in einem

Augenblick , wo die politiſche Agitation große Wellen

und Wogen hervorruft , ſich erſt recht der Stellung —
nahme zur Politik enthalten .

So kann im Augenblick ein ſolcher Antrag , vor

allen Dingen draußen im Landvolk , zum mindeſten
mißverſtanden werden . Sie müſſen unterſcheiden ( zur
volkskirchlichen Gruppe gewendet ) zwiſchen dem ,
ich darf wohl ſagen , Hirnmenſchen der Stadt und

zwiſchen dem naiven Landbewohner . So weit iſt es

ja noch nicht , daß da kein Unterſchied mehr beſtünde .
Darum kann in dem Augenblick das platte Land ,
das in Ihren Augen vielleicht rückſtändige Landvolk ,
einen ſolchen Antrag von der Kirche aus nur miß⸗

erſtehen . Und wir haben als Kirche doch die Auf —

gabe , dem vorzubeugen . Das nennen Sie vielleicht

„ Kneifen “ oder „ Ausweichen ' man kann es aber

auch deuten als eine Rückſichtnahme auf die

Schwachen , d. h. auf andere , alſo auf die , die ſich

grundſätzlich anders ſtellen zu dem ganzen Problem

„ Religion und Politik “ .

Ich perſönlich habe im Ausſchuß meine Meinung
geſagt . Ich ſehe von allen dieſen möglichen Er⸗

wägungen und Rückſichten ab . Ich perſönlich bin

der Meinung und ſchließe mich da vielen Freunden
im Lande an : Es muß heute ſich eine Gruppe bilden ,
die überhaupt im Proteſt ſteht zu allen Gruppen ,
weil alle Gruppen ſich verſündigen im Namen oder

ſich verſündigen mit dem Namen ( Zuruf von der

volkskirchlichen Gruppe : „ Parteien “ meinen Siel ) ,
nun weil alle Parteien ſich verſündigen am Volks —

leben und ſeinen Aufgaben , da ſie vielfach einſeitiger
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Intereſſenpolitik huldigen . Damit kann man aber

nicht ſo weit gehen wie Sie und ſagen : die Parteien ,
die ſich chriſtlich nennen , vertreten überhaupt nichts
als Intereſſenpolitik , überhaupt nichts als Macht⸗

tendenzen . Jedenfalls dürfen Sie ſoundſoviel tau⸗

ſend Menſchenkindern , die mit Ernſt Chriſten ſein

und ſich verantwortlich fühlen wollen , den guten
Willen nicht abſprechen ! Das hieße ſich verſündigen
an dieſem guten Willen . Item , es iſt in der Gegen⸗
wart auf allen Seiten , bei allen Gruppen eine Dis⸗

kuſſion entbrannt darüber , ob es nicht doch möglich

iſt , eine Partei zu bilden , die den Anſpruch auf den

Namen „chriſtlich “ mit vermehrtem Ernſt erhebt und

die mit dieſem Namen keinen Mißbrauch treiben will .

Solche Kreiſe und Menſchen gibt es . Mit welchem
Recht wollen Sie aber dieſen Leuten , die aus inner⸗

ſtem Impuls handeln und vom Evangelium aus zur

Politik Stellung nehmen wollen , die Bezeichnung

„chriſtlich “ oder „ evangeliſch “ ſtreitig machen ? Das

kann man mit gutem Recht nicht tun . Weil das nun

ſo iſt und weil in den letzten Jahren — ich brauche
nur an Schlatter zu erinnern — die Diskuſſion über

die Möglichkeit oder Notwendigkeit einer ſolchen

politiſchen Partei nicht abgeſchloſſen iſt , ja weil wir

mitten im Kampf um ein Urteil über das Problem

„ Evangelium und Politik “ ſtehen , wäre es eine ver

fehlte Sache , wenn eine Synode in dieſem Augen⸗
blick ſagen wollte : wir reinigen die Parteien von

ihren Leidenſchaften , wir reinigen das unſchöne

Leben der Politik damit , daß wir beſchließen , der

Name „chriſtlich “ ſei nicht mehr anzuwenden . Als

ob es auf einen Beſchluß einer Synode ankäme ,
draußen für Säuberung und Reinigung des Lebens

zu ſorgen ! Wir wollen für unſere eigene Perſon
als Menſchen , als Chriſten im Einzelleben dafür

ſorgen , dann entſteht auf dieſe Weiſe die beſte

Reinigung und Säuberung des politiſchen Lebens !

( Beifall bei der Kirchlich - poſitiven Vereinigung . )

Abgeordneter Ernſt Schulz : Hohe Synode ! Auch
meine Freunde halten den Gedanken , der im Antrag
des Volkskirchenbundes evang . Sozialiſten zum Aus⸗

druck gekommen iſt , für durchaus beachtlich und man

hat ſich in unſeren Reihen nicht dazu verſtehen
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können , dieſen Antrag a limine abzulehnen . Aber

wir ſind alle mit Ihnen , mit der Mehrheit des Aus⸗

ſchuſſes der Anſicht , daß der gegenwärtige Zeitpunkt ,

in dem der politiſche Wahlkampf draußen einen

Siedegrad erreicht hat , nicht geeignet iſt , hier in

dieſem Hauſe eine Löſung zu finden für die Frage ,

die jetzt zur Debatte ſteht . Gerade weil wir den

Gedanken für außerordentlich beachtlich finden ,

können wir uns nicht dazu verſtehen , in dieſem

kritiſchen Augenblick hier dazu mit Ja oder Nein

Stellung zu nehmen . Wir fürchten , daß das Gute ,

das mit dieſem Antrag erſtrebt wird , jetzt , im jetzigen

Augenblick leicht ins Gegenteil verkehrt werden

könnte . Aus dieſem Grund können wir uns trotz

den verlockenden Ausführungen des Herrn Abge⸗

ordneten Eckert nicht dazu verſtehen , von unſerem

Standpunkt , den wir in den Kommiſſionsberatungen

vertreten haben , Abſtand zu nehmen .

Abgeordneter Bender⸗Mannheim : Damit nicht

der Eindruck entſteht , als herrſche auf unſerer Seite

in dieſen Dingen etwa eine abgeſchloſſene , etwa gar

eine künſtlich herbeigeführte Einmütigkeit , möchte ich

ſagen , daß auch auf dieſer Seite des Hauſes Leute

genug ſitzen , die der Überzeugung ſind , es ſollte das

öffentliche Leben nicht ſo mit dem Chriſtentum und

mit dem Chriſtus in Beziehung geſetzt werden , wie

es tatſächlich weithin geſchehen iſt und geſchieht ,

nämlich ſo , daß für einen Menſchen von Gewiſſen

daraus ein Anſtoß folgen kann . Niemand kann

verkennen , daß eben doch da und dort tatſächlich im

politiſchen Leben Mißbrauch getrieben worden iſt

mit der Religion .

Wenn unſere Fraktion aber einmütig ſich darauf

hat vereinigen können , die Synode um Vertagung

des Antrags der evang . Sozialiſten zu bitten ,

deſſen religiöſe Begründung von nicht wenigen in

unſeren Reihen anerkannt wird , ſo liegt der Grund

dazu in der von meinem Herrn Vorredner eben

angedeuteten Linie . Es iſt unſere einhellige Über⸗

zeugung : der jetzige Augenblick iſt tatſächlich nicht

geeignet , dieſe Sache zur Entſcheidung zu bringen .

Zweifellos ſteht das öffentliche Leben jetzt ſchon ſehr

ſtark unter der Wahlagitation , und zweifellos kann
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in einer derartig überhitzten Luft die Ruhe , die

Sachlichkeit nicht vorhanden ſein , die notwendig iſt ,

um dieſen Dingen wirklich von innen her gerecht zu

werden . Ich bringe den Optimismus nicht auf zu

glauben , daß im jetzigen Augenblick die breitere

chriſtliche Offentlichkeit ſich innerlich dazu genug

ſammeln kann .

Und weil das jetzt nicht möglich iſt , wir aber

andererſeits nicht wünſchen , daß die angeſchlagenen

Töne einfach verhallen , wir auch der Meinung

ſind , daß man auf einer Synode wohl in ernſten

Meinungsaustauſch über ſolche Fragen treten könne ,

darum haben wir beantragt , die weitere Behandlung

dieſes Antrags auf gelegenere Zeit zu vertagen . Ich

bitte , unſeren Beſchluß in dieſem Sinne verſtehen zu

wollen , und bitte auch , dem Vertagungsantrag zuzu

ſtimmen

Abgeordneter Eckert : Ich will nur ganz kurz

feſtſtellen , daß aus den Außerungen der verſchiedenen

Gruppen ſich das eine herauskriſtalliſieren läßt : Sie

ſind alle der Überzeugung , daß einmal dieſe Ver⸗

quickung zwiſchen chriſtlicher Art und beſtimmter

politiſcher Einſtellung gelöſt werden ſoll . Sie glau —

ben aber , daß im gegenwärtigen Augenblick vor den

Wahlen ein Votum der Synode dazu führen würde ,

daß in dem beſtehenden politiſchen Kampf eben die

Deutſchnationale Partei Nachteil erleiden müßte , die

ſich „chriſtlich “ nennt . ( Widerſpruch bei der Kirchl . ⸗

poſitiven Vereinigung . ) Bitte ſchön , ich habe das

Wort ; und ich wollte nur feſtſtellen , daß das der

eigentliche Kern Ihrer Ausführungen geweſen ſein

muß ( Erneuter Widerſpruch bei den Poſitiven ) ,

wenn Ihre Ausführungen überhaupt einen Sinn

gehabt haben ſollen ( Oho - Rufe ) , in dieſem Stück

einen Sinn gehabt haben ſollen . Ich beantrage , daß

unſer Antrag zuerſt zur Abſtimmung gebracht wird ,

weil er der urſprüngliche iſt . Wir möchten das aus

dem Grund , damit hier vollkommene Klarheit dar⸗

über geſchaffen wird , wer jetzt in dieſem Augenblick

vor den Wahlen eine Notwendigkeit für ein ſolches

Wort der Synode ſieht und wer glaubt , daß aus

Rückſicht auf die gegenwärtige politiſche Lage eine

Verſchiebung ſtattfinden müſſe .
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Vizepräſident Wilhelm Schulz : Ich habe zu

dieſem Antrag des Herrn Abgeordneten Eckert fol⸗
gendes zu ſagen : Wenn jetzt abgeſtimmt wird , ſo
tritt nach dieſen Ausführungen die Klärung auch
dann ein , wenn wir zuerſt über den Antrag des
Ausſchuſſes abſtimmen . Es beſteht geſchäftsord⸗

ungsmäßig keine Möglichkeit zu ſagen : es muß
zuerſt über den urſprünglichen Antrag abgeſtimmt
werden , ſondern es iſt nur möglich , über einen

weitergehenden oder über einen engeren Antrag
abzuſtimmen . Nun geht aber aus den Worten meines
Vorredners ja ſchon hervor , daß es ſehr ſchwer iſt ,
in dieſem Fall zu beſtimmen , welches der weiter⸗
gehende Antrag iſt . Alſo bitte ich, daß wir jetzt
nicht in eine Geſchäftsordnungsdebatte darüber ein⸗
treten oder eine Geſchäftsordnung für dieſen Zweck
erſt machen ; ſondern es wird über Ihren Antrag ,
meine Herren von der vollskirchlichen Gruppe ,
damit abgeſtimmt , daß der Antrag des Bericht⸗
erſtatters wie ich meine — zuerſt darankommt .

Der Vertagungsantrag des Ausſchuſſes wird
gegen 8 Stimmen angenommen .

b. Bericht des Hauptberichtsausſchuſſes über den
Antrag des Volkskirchenbundes evang . Sozialiſten ,

die Beſetzung des Kirchlichen Sozialamts betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Der Antrag
lautet :

„ Der Volkskirchenbund ſtellt feſt , daß die Art ,
wie die Stelle des Kirchlichen Sozialamts beſetzt
worden iſt , nicht im Einklang mit dem Beſchluß
der letzten Synode ſteht , und beantragt , daß die
Stelle neu zur Beſetzung ausgeſchrieben wird .

Der von der Kirchenregierung ernannte Leiter
des Sozialamts hat nicht das Vertrauen der

kirchlich⸗ſozialiſtiſchen Kreiſe . “
Die volkskirchliche Gruppe fühlte ſich verletzt

durch die Art , wie das neugeſchaffene Kirchliche
Sozialamt von der Kirchenregierung beſetzt wurde .
Sie ſah darin eine Außerachtlaſſung ihres auch im
Bericht des Berichterſtatters des Hauptberichtsaus⸗
ſchuſſes auf der Synode 1927 erwähnten Wunſches ,
der lautet :
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Die Vertreter des Volkskirchenbundes ſprechen
dabei ( nämlich bei der Schaffung eines Sozial
amts ) die Erwartung aus , daß der zu Ernennende

das Vertrauen der ſozialiſtiſchen kirchlichen Kreiſe

beſitzen müſſe .

Sie glaubte im Hinblick auf dieſen von der Synode
entgegengenommenen Wunſch annehmen zu müſſen ,
daß vor der Anſtellung eines Leiters des neuen
Amtes mit ihr Rückſprache gepflogen würde . Da
dies nicht geſchah , beanſtandete ſie die Berufung des

vertraglich angeſtellten jetzigen Leiters und glaubte
nicht in der Lage zu ſein , dieſem Vertrauen ent

gegenbringen zu können . Sie beantragt eine Aus

ſchreibung der Stelle .

Die Mehrheit des Ausſchuſſes war nicht in der

Lage , den Ausſtellungen des Volkskirchenbundes in

ſachlicher Hinſicht beizutreten , und kam zur Ab

lehnung des Antrags dieſer Gruppe . Ein von dem

Synodalen Pfarrer Bender geſtellter Antrag , den

vorhin erwähnten des Volkskirchenbundes abzu⸗
lehnen , fand eine Mehrheit von 10 Stimmen gegen 2
bei 6 Enthaltungen . Ich habe daher den Antrag
zu ſtellen :

Hohe Synode wolle den Antrag des Volks⸗

kirchenbundes evang . Sozialiſten ablehnen .

Abgeordneter Kappes : Die Ausſprache über

dieſen Gegenſtand war in dem Ausſchuß für den
Hauptbericht nicht weniger ſcharf , als die Ausſprache
über den vorhergehenden Punkt , und wir religiöſen
Sozialiſten haben gerade in der Behandlung dieſes
Punktes und in dem , was dieſer Punkt zum Inhalt
hat , wieder einmal ganz ſcharf die ablehnende
man könnte auch ſagen : die feindſelige — Haltung
der Gruppe , die die abſolute Mehrheit in dieſem
Hauſe hat , gegen uns zu verſpüren gehabt .

Ich ſtelle den Tatbeſtand feſt : Das Kirchliche
Sozialamt iſt kurz nach dem Krieg gegründet wor⸗
den . Über die Aufgaben , die es haben ſollte , war
man ſich damals noch nicht ganz im klaren . Auch
war der damalige Pfarrer , der mit der Führung
beauftragt war , nicht ſo ſozialwiſſenſchaftlich aus⸗

gebildet , daß er ihm einen genügenden Inhalt hätte
geben können . Er hat aus dieſer Stelle mehr ein
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Generalſekretariat der von ihm geführten Volks

vereine gemacht . So wurde in einer früheren Synode
die Unzufriedenheit der Synode ausgeſprochen und
der betr . Inhaber des Amtes wieder in das Pfarr⸗
amt zurückverſetzt .

Der Volkskirchenbund hat auf der letzten Synode

den Antrag geſtellt , daß dieſes Kirchliche Sozialamt
überhaupt aufgehoben werde , weil wir unter den

beſtehenden Verhältniſſen unſerer Kirche nicht das

Vertrauen hatten , daß die Stelle mit dem Inhalt
erfüllt werden kann , den wir ihr wünſchen .

Zu dieſem Antrag wurde dann in der Kom

miſſion ein Gegenantrag geſtellt , der lautet :

Die

Mangel

heim zu

amt in

Landesſynode gibt im Blick auf den

an Theologen der Kirchenregierung an

erwägen , ob das Kirchlich⸗ſoziale Pfarr⸗
ein kirchlich - ſoziales Amt umgewandelt

und mit einem akademiſch - volkswirtſchaftlich ge —
bildeten Laien beſetzt werden könnte . Zutreffenden
Falles wird die Kirchenregierung ermächtigt ,
dieſe Umwandlung durchzuführen

Wir hatten von Anfang an in der Kommiſſion
und auch im Plenum den Antrag geſtellt , daß in das

Protokoll aufgenommen werden ſolle :

Die Vertreter des Volkskirchenbundes ſprechen
die Erwartung aus , daß der zu Ernennende das

Vertrauen der ſozialiſtiſchen kirchlichen Kreiſe be —

ſitzen müſſe .

Zu dieſem Zuſatz hat nun Herr Landeskirchenrat
Bender als der Inſpirator des Antrags und als der

Führer ſeiner Gruppe folgendes geſagt — ich berufe
mich dabei auf den offiziellen Bericht

Es iſt ja klar , daß bei der heutigen Lage
unſerer Kirche und bei der gegenwärtigen Zu

ſammenſetzung der Gruppen in unſerer Kirche die

Löſung dieſer Frage ſchwieriger iſt denn damals ,
als wir die Stelle zum erſtenmal beſetzten . Wir

wollen , daß dem bei der Beſetzung nach Möglich⸗
keit Rechnung getragen werde in der Weiſe , wie

Sie es aus der Entſchließung gehört haben , die

von Ihrem Ausſchuß zu dem Antrag des Volks⸗

kirchenbundes evang . Sozialiſten gefaßt wurde
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So wurde der ganze Antrag einſchließlich
unſeres protokollierten Wunſches einſtimmig ange⸗
nommen .

Darauf bemühten ſich verſchiedene Kreiſe , einen
Mann zu finden , dem man zutrauen kann , daß eri

Amt richtig einrichten und führen könne .

Durch unſere Vermittlung hat ſich , empfohlen durch
den unſerer Richtung naheſtehenden Univerſitäts⸗
profeſſor Dr . Heimann in Hamburg , ein Herr an

Kirchenregierung gewandt . Er erhielt vom

Präſidenten des Oberkirchenrats einen ablehnenden

Beſcheid mit dem Hinweis neben anderem

daß die Beſetzung der Stelle nicht ſpruchreif ſei .

( Lachen beim Volkskirchenbund . ) war doch
offenbar nicht in Einklang zu bringen mit der aus

drücklichen Entſchließung der Synode von einigen
Monaten vorher .

dieſes

die
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Es kam dann ein anderer Be

werber in Frage , den Herr Landeskirchenrat Bender

vorgeſchlagen hatte . Seine Papiere machten offen
bar einen ihn außerordentlich empfehlenden Ein

druck , ſo daß der Oberkirchenrat ihn zur Vorſtellung
und zur Rückſprache aufforderte .

Ich möchte in dieſem Zuſammenhang ausdrück

lich feſtſtellen , daß wir an dem formalen Verhalten

des Oberkirchenrats von hier ab in keiner Weiſe
Kritik üben ; aber wir durften wohl erwarten , daß ,
wenn man nun dieſes Amt neu beſetzen will , wenn

man ſich in Einklang mit dem , was in der letzten

Synode ausgeſprochen worden iſt , verhalten will ,
nun die Kirchenregierung , bevor man weiter ſich mit

dem neuen Bewerber einläßt , bevor man weiter ihn

auf Richtlinien , wie das geſchehen iſt

verſucht , eine vorhergehende

kirchenbund ſucht .

feſtzulegen

Fühlung mit dem Volks

Und deswegen hat , als ſich in

perſönlicher und inoffizieller Weiſe dieſer Herr bei

dem Führer des Volkskirchenbundes vorſtellte , Herr
Landeskirchenrat Dietrich ausdrücklich dagegen pro
teſtiert , daß dieſes Verfahren eingeſchlagen wird . Er

wurde vom Kirchenpräſidenten dahin verbeſchieden ,
daß ja die Kirchenregierung über die Beſetzung
entſcheide . Nun kennen wir ja die Mehrheitsver
hältniſſe der Kirchenregierung , und die ſchlimmen
Befürchtungen , die wir für dieſe Kirchenregierungs⸗
ſitzung hatten , wurden auch durch den Verlauf dieſer
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Kirchenregierungsſitzung erfüllt . Als dort im Laufe
der Verhandlungen unſer Vertreter eine neue Per⸗

ſönlichkeit vorſchlug und dies damit begründete , daß

die Entſcheidung bis zur nächſten Sitzung hinausge⸗
ſchoben werden ſolle , ſtieß er auf einen unüberwind⸗

lichen Widerſtand . Und wer war die Perſönlichkeit ,
er vorſchlug ? Es war ein früherer Geiſtlicher

der badiſchen Landeskirche , ein früheres Mitglied der

Synode , ein Mann , der , als er noch in der badiſchen
skirche war, durch ſeine wiſſenſchaftlichen Ver⸗

ſich bereits einen Namen gemacht
dann an die Univerſität Marburg ge

bar und ſich dort als Privatdozent und

Us außerordentlicher Profeſſor für Sozial

thik , doch in einer Stelle , wie es in Deutſchland

benige gab , durchgeſetzt hatte , der ein Buch geſchrie

ben hatte , die erſte „ Evang . Sozialethik “ , wofür er

von der Berliner Univerſität den Ehrendoktor be⸗

kam . Dieſen Profeſſor Lic . Wünſch hat unſere

Richtung vorgeſchlagen als einen der wenigen
Männer , der überhaupt , mit theologiſcher Vorbil

dung und mit einer umfaſſenden Kenntnis der

Wirtſchaftsprobleme ausgeſtattet , am allererſten in
Frage gekommen wäre . Mit einem formalen Grund ,

daß die Entſcheidung dränge , wurde unſer Antrag
abgelehnt und wurde die Anſtellung durchgeführt .

Ich ſtelle hier ausdrücklich feſt , daß es ſich für

uns nicht handelt um die Perſon des angeſtellten
Herrn Dr. Faber àg ſo ſym

f

er will ; er mag ſo glänzende Zeug

1

Wie

er will ! Für uns handelt es ſich darum , daß wir
durch den ganzen Hergang die Gewißheit haben

mußten , daß wir ein Recht darauf haben , vor der

Beſetzung gefragt zu werden , daß man mit uns in

Verhandlungen eintritt , bevor in irgendeiner Weiſe
eine Entſcheidung mit Mehrheit getroffen und durch⸗
geführt wird . Man kann uns ruhig einwenden , daß
wir kein formales Recht hatten . Aber niemand

beſtreitet uns , daß wir ein moraliſches Recht dazu
gehabt hatten . Und ſo müſſen wir mit Bedauern

feſtſtellen , daß durch dieſen Hergang die Perſönlich —
keit und der Inhalt , der dem Amt gegeben wird ,
von Anfang an mit Richtungspolitik , mit einem

Ballaſt in dieſer Richtung belaſtet ſind und daß das

Sitzung

Vertrauen zu einer objektiven Amtsführung nicht

durch Schuld dieſes Herrn , deſſen Perſönlichkeit für
uns ausſcheidet , ſondern durch Schuld der Richtung ,
die er vertritt oder die ihn vorſchiebt — er

ſchüttert iſt .

Ich frage : was für eine Bedeutung hat denn der

Kirchlich - ſoziale Bund bei uns in Baden ? Es

werden die meiſten ſeine Tä kigkeit gar nicht kennen ;

bei uns in Baden tritt er vollkommen zurück

frage als einer , der ſehr ſtark beteiligt iſt an der

geiſtigen Arneit um die Löſung der gr zen ſozialen

Probleme : was für eine Beteiligung hat dieſe Rich

tung an der deutſchen allgemeinen wiſſenſchaftlichen

iskuſſion dieſer Frage ? Wir ſehen , daß

durch die Reſſentiments gegenüber der ſozialiſtiſchen

Richtung die Blätter des Kirchlich - ſozialen Bunds

immer wieder belaſtet ſind und ſich vollkommen gegen

gerade

die Richtung , die wir vertreten , verſchließen , wäh

rend wir der anderen Richtung , dem CEvangeliſch

ſozialen Kongreß , wenigſtens ein Aufgeſchloſſenſein

in dieſer Richtung zutrauen können .

Aus dieſer Einſtellung des Kirchlich⸗f

urde uns in der DiskuſſioBunds heraus w

deutlich zum Ausdruck gebracht : Ebe

Kandidat Sozialiſt iſt , deswegen hat

ausgezeichneten Fähigkeiten keine Ausſicht , ein ſol

ches Amt in der Kirche zu bekommen . Das iſ

wohl als ein Bruch der Richtlinien , die auf der

letzten Synode beſchloſſen worden ſind , anzuſehen !C
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Wenn wir uns nun fragen , was für einen Inhalt

dieſes Amt haben ſoll : Viel praktiſche Erfahrung
über den Inhalt eines kirchlichen Sozialamts beſteht

in Deutſchland noch nicht . Wir haben uns zur
Löſung dieſer Frage auch ſchon ſehr viele Gedanken

gemacht . Wir wollen nicht , daß hier irgendein kirch⸗
liches Amt für Sozialpolitik geſchaffen wird . Wir

wollen nicht , daß ſoziale Betriebſamkeit kirchlicher
Vereine von dieſem Amt aus geleitet und gezüchtet
wird ( Sehr richtig ! beim Volkskirchenbund ) ; ſon

dern wir leiden — die ganze deutſche Offentlichkeit
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leidet darunter : daß es kaum Stellen gibt , die in

Unabhängigkeit von irgendwelchen politiſchen und

wirtſchaftlichen Intereſſen die komplizierten , unüber⸗

ſichtlichen Vorgänge des Wirtſchaftslebens über —
ſehen . Und da es ſolche Stellen kaum gibt , muten
wir der Kirche zu , eine ſolche Stelle zu ſchaffen ,
in der eine exakte wiſſenſchaftliche Arbeit getrieben
wird , von der aus die Wahrheit und Tatſächlichkeit
der Verhältniſſe erforſcht wird , eine Stelle , von der
wir glauben , daß , wenn einmal die Wahrheit , wie
ſie in Wirklichkeit iſt , publiziert wird , vielen Men
ſchen , die heute noch in einem unbewußten In⸗
tereſſenbefangenſein leben , die Augen aufgehen und
ſie zu ganz anderen Entſcheidungen über die Rich
tung kommen , in der die ſoziale Frage gelöſt werden
muß . Und uns iſt auch folgendes klar : daß , ſo gut
dieſes Amt nach oben in ſozial⸗ethiſchen Ausſchüſſen
nicht nur des Deutſchen evang . Kirchenbunds , ſon —
dern auch in der Zuſammenfaſſung der Weltkirchen
eingebettet ſein muß , daß ebenſo gut dieſes Amt nach
unten in unſerer Kirche auf der breiten

Ausſchuſſes ſtehen muß , in dem neben der Synode
auch die evangeliſchen Fachleute des Wirtſchafts⸗
lebens vertreten ſind , die wirklich mitten im ſozialen
Leben drinſtehen , nicht nur die verſchiedenen Ver⸗

einsbildungen , die wir bisher haben , ſondern auch
diejenigen , die bisher von der Kirche nie aufgefordert
worden ſind zu einer Mitarbeit , daß gerade die frei⸗
gewerkſchaftlich⸗ſozialiſtiſche Seite in einem ſolchen
Ausſchuß ihren Einfluß geltend zu machen hat . Und
wenn Sie nun die Brücke dorthin abbrechen , muß
dann nicht von vornherein das Amt und ſein Ver⸗
treter wieder auf dem toten Gleis liegen , wie das
bei dem Vorgänger der Fall war ?

Wenn man unſere Mitarbeit haben will , nach⸗
dem die Kirchenregierung und die Mehrheit uns ſo
brüskiert hat , nachdem durch die Schuld der Poſi⸗
tiven — nicht durch unſere Schuld , nicht dadurch ,
daß wir das nun in der Synode ausgeſprochen haben ,
ſondern durch jene Vorgänge — das Amt und ſein
Träger wieder mit einem ſtarken Mißtrauen belaſtet
worden iſt , dann möge der Oberkirchenrat Wege
ſuchen , wie man aus dieſer verhängnisvollen Situa⸗
tion herauskommen kann .

Baſis eines

tebente Sitzung

Wir haben ein Neuausſchreiben der Stelle be⸗

antragt . Ich ſtelle noch einmal feſt , daß der letzte
Satz in unſerem Antrag nicht das Ausſchlaggebende
iſt , ſondern daß das Neuausſchreiben der Stelle das

Ausſchlaggebende für uns iſt . Denn für uns handelt
es ſich darum , daß wir einmal den tatſächlichen Vor

gang und die moraliſche Rechtslage feſtſtellen und
den Weg freimachen wollten , wie man das Kirchliche
Sozialamt wirklich auf eine breite Vertrauensbaſis
ſtellen kann .

Herr Landeskirchenrat Bender hat in den Ver⸗

handlungen im Ausſchuß ausdrücklich jene Worte
und die Bedeutung ſeiner Rede vom vergangenen
Jahre zurückgenommen . wagen zu bezweifeln ,
daß der Dank und Beifall ſeiner Gruppe , den er
vielleicht damit verdient hat , wenn man auf die
Geſamtheit der Kirche ſieht , ein genügender Erſatz
für das wieder einmal zerſtörte Vertrauen nach der
Seite der Sozialiſten hin iſt , ohne das eine Volks

kirche ja doch zum Tode verurteilt iſt . ( Sehr richtig !
beim Volkskirchenbund ) Wir haben wieder einmal
lernen müſſen , was wir ſo oft ſchon erfahren haben :
daß die Macht entſcheidet . Wir haben gar keine

Veranlaſſung , die Lehre , die wir auch bei dieſer
Gelegenheit bekommen haben , den großen Maſſen
des Volkes , die zur Kirche gehören und die ſich noch
ſehr paſſiv der Kirche gegenüber halten , zu verheim —
lichen ( Sehr richtig ! ) , und wir ſtehen auf dem

Standpunkt , daß nur Macht eine Macht brechen kann
und daß eine Macht nicht mehr ein Recht hat , wenn
ſie parteiiſch geworden iſt , daß ſie dann auf die
Dauer keine innere Berechtigung mehr haben kann
zur Leitung der Kirche

Wenn vorhin vom Herrn Berichterſtatter mit⸗
geteilt worden iſt , daß unſer Antrag abgelehnt wor⸗
den iſt , ſo möchten wir noch einmal feſtſtellen , daß
das Weſentliche unſeres Antrags iſt der erſte Teil :

Der Volkskirchenbund ſtellt feſt , daß die Art ,
wie die Stelle des Kirchlichen Sozialamts beſetzt
worden iſt , nicht im Einklang mit dem Beſchluß
der letzten Synode ſteht , und beantragt , daß die
Stelle neu zur Beſetzung ausgeſchrieben wird .

Wir wären bereit , nur bis hierhin unſeren Antrag
gelten zu laſſen und den Schlußſatz zurückzuziehen .

WirWIIL
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Wir wollen aber den Antrag in dieſer Form zur
Abſtimmung der Synode unterbreiten .

Abgeordneter Bender⸗Mannheim : Hohe Synode !
Sie werden mit mir fühlen , wenn ich ſage : nach den

gen Erörterungen , die dieſe Angelegenheit
Ausſchuß gefunden hat , hat man eigentlich kein

beſonderes Verlangen mehr darnach , ſich iterum et
rum dazu auszuſprechen Zuruf vom Volks

kirchenbund Aber es bleibt mir nichts anderes
übrig , denn ich bin ja hier öffentlich und perſönlich
angegriffen worder

Ich ſtehe nach wie vor auf dem Standpunkt , daß
ich an dem , was geſchehen iſt , meinerſeits nichts zu
bedauern und noch weniger irgendetwas rückgängig
nachen zu wollen einen Anlaß habe . Es iſt doch

eine eigenartige Sache , daß ein ſolcher Vorgang , der
ja unter den Geſetzen ſich vollzog , unter denen bei
uns in der Kirchenregierung alle Entſcheidungen
ſich vollziehe zuruf vom Volkskirchenbund : Das
wollten wir feſtſtellen ! Heiterkeit ) , nun heraus
gegriffen wird , um mir aus meiner perſönlichen
Stellungnahme einen Strick zu drehen . Denn ſchließ1¹

iſt es doch keine ganz belangloſe Sache , wenn
vor der ganzen Synode und vor der Offent

lichkeit des Landes beſcheinigt wird , daß wieder
einmal das Vertrauen zerſtört ſei Ich will die
Frage nicht ſtellen , ob ich dieſes Vertrauen auf
Ihrer Seite je einmal beſeſſen habe Heiterkeit
Zuruf vom Volkskirchenbund : Nicht viel ! Er
neute Heiterkeit . ) Dann iſt vielleicht der Schaden
auch ſo groß nicht ! ( Zuruf vom Volkskirchenbund :
Aber es langt ! )

Zur Sache ! Hohe Synode ! Als ich im vorigen
Jahre den Antrag ſtellte , dem Sie damals Ihre
Zuſtimmung gegeben haben , es möchte das Kirchlich
ſoziale Pfarramt unſerer Landeskirche in ein Kirch —
liches Sozialamt umgewandelt und dieſes Amt mit
einem Volkswirtſchaftler beſetzt werden dürfen , war
ich der Meinung , daß wir damit einen Schritt vor
wärts täten auf einer Bahn , die die Kirche be
ſchreiten muß , wenn ſie ihrer Aufgabe in der kon
kreten Lage , in der ſie mit dem ganzen Volke ſteht ,
gerecht werden will . Ich bedauere ganz außer

Siebente Sitzung 1⁵

ordentlich , daß ich in der Zwiſchenzeit allein ge
blieben bin bei dem Verſuch , auf dieſer geöffneten
Bahn zu einem Ziel zu kommen . — Daß ein Be⸗

werber ſich gemeldet hat , habe ich im Ausſchuß
erfahren . ( Hört ! hört ! beim Volkskirchenbund . ) Daß

hinter dieſem Namen unausgeſprochen die Gruppe
des Volkskirchenbundes ſteht , habe ich auch erſt jetzt

erfahren . An der Stelle jedenfalls , an der dieſe
Dinge amtlich zu behandeln waren und die allein

Handelnsmöglichkeit beſaß , in der Kirchenregierung ,
iſt von Ihrer Gruppe auch nicht ein Schritt ge⸗
ſchehen auf dieſer Bahn , nicht ein Wort geſprochen ,
nicht ein Wunſch geäußert , nicht eine Anregung
gegeben worden , den Beſchluß der Synode vom
vorigen Jahre in Vollzug zu ſetzen . Sie dürfen es
doch da einem anderen , der meinte , es ſei nun
wirklich an der Zeit , daß dieſer Beſchluß nicht bloß
ein bedrucktes Papier bleibe , ſondern Wirklichkeit

werde , nicht übelnehmen , daß er ſich nach Perſön
lichkeiten umſah , geeignet , einen ſolchen Poſten zu
bekleiden zum Segen unſerer Kirche . Es iſt ja ſelbſt
verſtändlich und über eine ſolche Selbſtverſtänd
lichkeit ſollte man ſich gar nicht erſt zu äußern
brauchen —, daß , wenn ich einen Vorſchlag mache ,
dieſer Vorſchlag meiner ſozialen Einſtellung in

irgendeinem Ausmaße entſprechen mußte . Sie
können von mir nicht verlangen , daß ich einen aus⸗

geſprochenen Vertreter Ihrer Richtung meinerſeits

vorſchlage . Wenn Sie das von mir erwarteten , dann
haben Sie zu viel von mir erwartet ( Heiterkeit
Sie haben Unmögliches von mir erwartet ! Aber ich
habe nun einmal einen Vorſchlag gemacht , und es
iſt mir bei dem Gang , den dieſer Vorſchlag nachher
in der geſchäftlichen Behandlung genommen hat ,
ſeitens der Verwaltungsbehörde , ſeitens des Evang .
Oberkirchenrats , beſcheinigt worden , daß ich dabei

„ durchaus korrekt vorgegangen “ ſei. Das genügt mir .
Was mir vorgeworfen wird , iſt aber vielleicht

weniger geſchäftliche Unkorrektheit als etwas an⸗

deres , nämlich dies , daß ich nach einem Verſprechen ,
das ich im vorigen Jahre hier gegeben haben ſoll
oder gegeben habe wie Sie wollen —, nun ver
pflichtet geweſen ſei , mit Ihnen in Verhandlungen
zu treten , ehe ich der Kirchenbehörde dieſen Vor

8
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ſchlag unterbreitete der Kirchenregie
rung die Frage an Ihren Herrn Vertreter gerichtet ,
ob ich hätte tun ſollen ; er hat mir darauf ge
antwortet : „ Nein “ . Nun bin ich um ſo mehr über

raſcht , daß heute von mir gerade das verlangt wird ,
was Ihr Herr Vertreter in der Kirchenregierung , als

ich ihn darnach befragte , abgelehnt hat . Ich befinde
mich ja nun in einer eigenartigen Situation inſo
fern , als ich im vorigen Jahre der vertrauensvollen
Meinung war , es werde ſich Ihre damals geäußerte
Erwartung , daß der Bewerber Ihr Vertrauen be

ſitzen müſſe , verwirklichen laſſen . Ich bin nicht in
der Lage , eine ausführliche Darſtellung der Gründe
zu geben , die jenes Vertrauen im Laufe des ver

gangenen Jahres bei mir erſchüttert haben . Ich ſah
mich jedenfalls nicht mehr in der Lage , dem Wort ,
das ich im vorigen Jahre an dieſer Stelle geſprochen
habe , zu entſprechen . Ich habe damals geſagt : „ nach
Möglichkeit “ ſollte Ihrem Wunſche Rechnung ge⸗
tragen werden . Ich bin in der fatalen Lage feſt
ſtellen zu müſſen , daß ſich dieſe Möglichkeit angeſichts
meiner Erfahrungen im vergangenen Jahre für mich
immer mehr verringert hat . Ich habe das , was ich
„ möglich “ gehalten habe , getan , indem ich den vor —

geſchlagenen Herrn zu Ihrem Vertreter geſchickt und
ihn ausdrücklich gebeten habe , das ja nicht zu ver
ſäumen und ſeinerſeits die Gelegenheit zu bieten ,
noch bevor die Sache in der Kirchenregierung zur
Verhandlung komme , mit ihm in perſönliche Füh⸗
lung zu treten . Mehr zu tun , erſchien mir leider
nicht möglich .

Nun ſagen Sie und ſprechen das in Ihrem
Antrag aus , dieſe Art der Beſetzung ſtehe nicht im
Einklang mit dem Beſchluß der letzten Synode . Das
geht noch über das hinaus , was Sie mir perſönlich

vorwerfen . Ich glaube nicht , daß die Synode in
dem Sinn einen Beſchluß gefaßt hat , wie Sie
das unterſtellen ( Zuſtimmung des Abgeordneten D.
Frey ) . Meines Wiſſens — und das geht doch auch

der Niederſchrift der vorjährigen Verhandlun
gen hervor hat die Synode einen Antrag an

genommen , der Ausſchuß ihr hier im Plenum
unterbreitet hat ( Abgeordneter D. Frey : Natürlich ! ) .
Dieſer AE

8

das

den

ntrag iſt in dem Texte der Verhandlungen

Oitzung

ausdrücklich mit großen Lettern geſetzt . Das iſt
allein der Antrag der rommiſſion . Was Sie als

Wunſch dem hinzugefügt haben , hat damals der

Berichterſtatter mit den Worten eingeleitet :

„ Der Volkskirchenbund evang . Sozialiſten hat

gebeten , noch folgendes in den Bericht des Haupt
berichtsausſchuſſes aufzunehmen : »Die Vertreter
des Volkskirchenbundes ſprechen dabei die Er⸗

wartung aus , daß der zu Ernennende ihr Ver
trauen beſitzen müſſe « . “

Ich bin der Überzeugung , daß die Mehrheit der
Abgeordneten nicht nur in meiner Gruppe , ſondern
auch in den anderen Gruppen mit mir nicht der

Meinung ſind , Ihnen ausgeſprochen
Wunſch ſei von der Synode einem Beſchluß des
Hauſes erhoben worden . Iſt es aber an dem , dann
beſteht Ihr Vorwurf nicht zu Recht : die Beſetzung
des Amtes ſei nicht im Einklang mit dem Beſchluß
der letzten Synode .

Ich will mir verſagen , auf all die Einzelheiten
weiter einzugehen , wie das der Herr Vorredner

getan hat . Soviel darf man aber wohl feſtſtellen :
Es gibt nicht nur eine Auffaſſung von den poli
tiſchen , den ſozialpolitiſchen und den volks wirtſchaft
lichen Dingen des öffentlichen Lebens : es gibt deren

mehrere , und es iſt nicht wohl getan , alle diejenigen ,
die die eigene Auffaſſung nicht teilen , zu ſolchen zu
ſtempeln , die politiſch befangen ſind ( Sehr richtig !
bei den Poſitiven ) und von irgendwelchen politiſchen
Intereſſen abhängig ſind . Irgendwoher muß der
Mann doch kommen , der ein ſolches kirchliches Amt
bekleiden ſoll . Ich habe im Ausſchuß geſagt , ſolche
Männer regnet es nicht vom Himmel , ſondern ſie
werden gebildet und geprägt in den vorhandenen
Möglichkeiten ; und da ſind eben nun verſchiedene
Möglichkeiten . Es gibt Kreiſe , die dem Kirchlich
ſozialen Bund und ſeiner Sozialauffaſſung nahe
ſtehen , und es gibt Kreiſe , die dem Evangeliſch
ſozialen Kongreß und ſeiner Auffaſſung naheſtehen ,
und daneben gibt es Ihre Kreiſe , die wieder durch⸗
aus anderer Grundeinſtellung ſind . Irgendwoher
mußte der Mann ja wohl genommen werden ; und
dann war es ja nur eine Frage des Urteils , ob man
den Vorgeſchlagenen für geeignet hielt . Aus dieſem
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Urteil bei der Stimmenabgabe jemand einen Vor

wurf zu machen , finde ich durchaus ungerechtfertigt .

Ich möchte den einen Wunſch ausſprechen , daß
die Bahn , die Sie jetzt offenbar neu öffnen wollen

dadurch , daß Sie den letzten Satz Ihres Antrags

nicht aufrechterhalten , wonach der von der Kirchen⸗
ernannte Leiter des Sozialamts das Ver⸗

rauen der kirchlich⸗ſozialiſtiſchen Kreiſe nicht habe -

von Ihnen wirklich ernſtlich weiter beſchritten wird .

Laſſen Sie doch den Herrn , der das Amt übertragen

bekommen hat , arbeiten ! Geben Sie ihm die Mög⸗
lichkeit zu zeigen , daß er das ernſt nimmt , was er

vor ſeinem Amtsantritt hier verſprochen hat , daß er

in völliger Neutralität und in dem ungebrochenen

Willen , allen Brüdern unſeres Volkes , gleichviel ,

welcher parteilichen oder ſozialpolitiſchen Auffaſſung ,

zu dienen , ſein Amt ausüben wolle . Sonſt kann ich

mir nicht denken , daß aus der Ausfüllung dieſes

Poſtens für die Kirche ein Segen erwächſt . Und das

wäre bitter nötig , und es wäre an der Zeit ! Ich
möchte Sie alſo bitten , wenn Sie mir das Ver

trauen abſprechen , dieſes mir abgeſprochene Ver —

trauen auf den Herrn Dr . Faber zu übertragen .
Beifall bei der Kirchlich - poſitiven Vereinigung . )

Abgeordneter Ernſt Schulz : Hohe Synode ! Die

programmatiſchen Richtlinien , die der Herr Abge
ordnete Kappes in dem letzten Teil ſeiner Rede für

das neuerrichtete S ozialamt gezogen hat , werden im

Kreiſe meiner Freunde weitgehende Zuſtim

finden und wir würden uns fre len , wenn

er in dieſem Stück geſagt hat , von dem derzeitiger

Verweſer des Amtes beachtet werden wird .

Zu dem Antrag des Volkskirchenbundes evang .

Sozialiſten möchte ich folgendes ſagen : Meine

Freunde ſind deshalb nicht in der Lage ihm zuzu⸗

ſtimmen , weil im erſten Satz etwas ausgeſagt iſt ,
was den tatſächlichen Verhältniſſen nicht entſpricht .
Wir ſtimmen dem , was der Herr Abgeordnete
Bender zu dieſem Punkt geſagt hat , vollſtändig zu .
Wir freuen uns , daß der letzte Satz des Antrags
inzwiſchen zurückgezogen worden iſt . Es iſt vorhin

von dem Herrn Abgeordneten Kappes geſagt worden ,

daß das Weſentliche des Antrags in der Mitte ſtehe ,

Sitzung .

nämlich daß

werden ſolle .

ausgeſchrieben

ein Jahr angeſtellt ,

wir wünſchen ,

zur endgültigen

es hier mit einem

glauben ni

an Bewerbern bietet ,

jetzt beiden man

Beſetzung

Volkswirte

die hierfür in Betracht kommen , zugänglich ſind ,

Sollte in dieſem modifizierten
Sinne ein neuer Antrag geſtellt werden , ſo ſind wir

ausgeſchrieben wird .

gelangt ,

die Stelle zur Beſetzung ausgeſchrieben
Wir können aber auch da einem Worte

nicht zuſtimmen : daß die Stelle „ neu “
werde . Soviel uns bekannt iſt , iſt

der jetzige Verweſer der Stelle vertragsmäßig auf

ſtimmen nur inſoweit
dem Antrag des Volkskirchenbundes zu , als auch

daß , wenn die Stelle über ' s Jahr

Beſetzung gelangt , alsdann ein Aus

ſchreiben dieſer Stelle ſtattfinden ſoll . Wir haben

Spezialamt zu tun , und wir

cht, daß ein ſo kleines Land wie Baden

für eine derartige Stelle eine genügende Auswahl

und der Griff nach auswärts ,

dem Verweſer der Stelle hat

machen müſſen , ſcheint dem recht zu geben .
der Meinung , daß , wenn die Stelle zur definitiven

ſie vorher in Fachblättern ,

und wir

n, Sozialbeamten und anderen Leuten ,

bereit ihm zuzuſtimmen .

Abgeordneter

zu erklären

Dr .

Als ein Bewerber um

an die Kirchenregierung wandte ,

Herrn Kirchenpräſidenten die Mitteilung , daß die

Dietrich : Ich habe folgendes

dieſe Stelle ſich

bekam er vom

Beſetzung der Stelle noch nicht ſpruchreif ſei . Einige

Monate

chlagen und bei der erſten ſich bietenden Gelegenheit ,

n Kirchenr

es unmöglich ſei , daß in dieſer Sitzung
über dieſe Frage abgeſtimmt werden könne , ich bitte

in der er

klärt , daß

ſpäter w urde ein neuer Kandidat vorge

egierungsſitzung , habe ich er

um eine Vertagung von vier Wochen . Dieſe Ver

tagung wurde nicht nur nicht gewährt , ſondern der

Herr Landeskirchenrat Bender hat im Ausſchuß hier

in der Synode erklärt , auch wenn die Vertagung

genehmigt worden wäre , ſo hätte er gegen den Kan⸗

didaten , den ich in der erſten Sitzung vorgeſchlagen

habe , auch nach vier Wochen geſtimmt . ( Hört ! hört !

beim Volkskirchenbund . ) Ich ſtelle hiermit feſt , daß

eine ſachgemäße Entſcheidung , ſondernhier nicht

eine kirchernpol itiſche Entſcheidung getroffen worden
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Wir ſind

die
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iſt ( Sehr richtig ! beim Volkskirchenbund „ ‚und wenn

dieſe Debatte die Feſtſtellung ergeben hat , daß in

dieſer Frage wieder eindeutig kirchenpolitiſch ent

ſchieden worden iſt , ſo hat ſie ihren vollen Zweck

erfüllt .

Abgeordneter Bender⸗ - Mannheim : Ich kann dar

auf nur feſtſtellen , daß mein Urteil über die Ge

eignetheit des von Ihnen vorgeſchlagenen Bewerbers

bei mir ſteht , und wenn ich der Meinung bin , daß

er nicht der richtige Mann für dieſen Poſten ſei ,

ſo laſſe ich mir von anderen nicht vorſchreiben , dieſes
Urteil unter Ihrem Druck revidieren zu müſſen

( Sehr richtig ! bei den Poſitiven . ) Ich kann nur bei

dem bleiben , was ich geſagt habe . ( Selbſtverſtändlich !

Bravo ! bei den Poſitiven .

Abgeordneter Eckert : Die Konſequenz , die wir

aus dieſen letzten Worten des Herrn Landeskirchen
rat Bender ziehen müſſen , iſt die , daß der Mann ,
der das Vertrauen des Herrn Landeskirchenrat
genießt und den er für geeignet hielt , die betreffende
Stelle einzunehmen , für uns vollkommen untragbar
iſt . Wenn Sie ſich das überlegen , Herr Abgeordneter
Bender , dann können Sie nicht zweifeln daran , daß
wir Ihre Bitte , dem Herrn Faber Vertrauen zu

ſchenken , nicht ernſt nehmen . Wenn Sie dem Mann ,
der bedeutend größere Qualitäten zur Erfüllung des

Amtes , das in Frage ſteht , hat , das Vertrauen , die

Zuſtändigkeit nicht zuſprechen , dann können wir

einem Manne , der als Sekretär der evang . Arbeiter⸗

vereine , die bekanntlich im Gegenſatz zur ſozia
liſtiſchen . . . ( Unterbrechender Zwiſchenruf des Ab⸗

geordneten Bender - Mannheim : Irrtum ! War er

niel ) er hat in den evang . Arbeitervereinen ge
arbeitet ( Abgeordneter Bender - Mannheim : Nein ! ) ;

das ſteht in den Akten der Kirchenregierungsſitzung ;
wollen Sie ſich vielleicht davon überzeugen ! dann

können wir einem ſolchen Mann nicht unſer Ver

trauen geben . Er hat eine Doktorarbeit über die

evang . Arbeitervereine gemacht . ( Abgeordneter
Bender⸗ - Mannheim : Das iſt etwas ganz anderes ! )

Es gibt allerdings auch Doktorarbeiten , die von

Sachkenntnis ungetrübt ſind . ( Heiterkeit . ) Wenn es

eine ſolche Doktorarbeit wäre , dann iſt es um ſo

bedauerlicher . Wir können natürlich einem Mann ,
der Ihr Vertrauen in dieſen Dingen hat , noch viel

weniger Vertrauen entgegenbringen , weil wir ſeine

Qualitäten in keiner Weiſe für vergleichbar mit

Herrn Lic . Wünſch halten . Ich glaube
aber , daß kein Bedenken dagegen beſteht , daß wir

das eine Jahr zuwarten . Wir werden ſelbſtverſtänd —
lich während dieſes Jahres mit einer ſehr kritiſchen
Einſtellung und einer ſehr vorſichtigen Abwägung
der Qualitäten dieſes Herrn unſere Beobachtungen
zu machen haben .

Ein Antrag D. Frey , den Antrag des Haupt
berichtsausſchuſſes an Ausſchuß zurückzu

Stimmenmehrheit abgelehnt .

denen des

dieſen

verweiſen , wird mit

Der Antrag des Ausſchuſſes wird dann gegen
8 Stimmen bei 14 Enthaltungen angenommen

C. Antrag des Volkskirchenbundes evang . Sozialiſten
und Antrag der Synodalen Bender und Gen . : Die

Beflaggung der kirchlichen Gebäude betr .

Berichterſtatter

Antrag lautet :

Abgeordneter Vath : Der erſte

Die Synode wolle beſchließen , daß an kirch

lichen Feſttagen die Kirchenfahne , an ſtaatlichen

Feſttagen aber die Reichsfahne kirchlichen

Gebäuden gezeigt wird .

aAn

Der zweite Antrag lautet :

Die Synode wolle beſchließen , daß bei kirch

lichen und ſtaatlichen Feſttagen an Kirchen , Pfarr

häuſern und anderen kirchlichen Gebäuden , wo ſie

beflaggt werden , nur

werden darf

die Kirchenfahne gezeigt

Beide Anträge ſind geſtellt in der Abſicht , den

Streit um die Farben der Flaggen wenigſtens für

die Kirche aus der Welt zu ſchaffen und durch eine

klare allgemeinbindende Beſtimmung die Kirche zu

bewahren vor dem Anſturm der politiſch eingeſtellten
Kreiſe .

Die beiden in den Anträgen zum Ausdruck

kommenden Anſichten wurden eingehend erörtert .

Schließlich neigte die Mehrheit des Ausſchuſſes der

Anſicht zu , die in dem Antrag Bender und Gen .



dargeſtellt iſt und die allein die nun einmal be

ſchloſſene Kirchenfahne bei allen Feſtlichkeiten auf

allen kirchlichen Gebäuden gehißt haben will , ſoweit

überhaupt die einzelnen Kirchengemeinden eine Be

flaggung ihrer kirchlichen Gebäude wünſchen .
D

lusſchuß iſt ſich bewußt , daß er damit in

reie Willensentſchließung der Bewohner beſon
ders der Pfarrhäuſer in derſelben Weiſe eingreift
wie der Staat bei allen ſeinen Amtsgebäuden . Es

ging ihm aber bei der vielumſtrittenen Frage die

Rückſicht auf die Kirche über das perſönliche Recht

des einzelnen . Eine Reihe der Mitglieder des Aus

ſchuſſes vermochte ſich dieſer Bindung nicht anzu⸗
ſchließen und enthielt ſich bei der Abſtimmung ſelbſt
der Stimme . Das Abſtimmungsergebnis war
9 Stimmen dafür bei 7 Enthaltungen

Der Herr Vizepräſident hatte , als dieſer Punkt
auf die Tagesordnung der vorgeſtrigen Sitzung
kommen ſollte , Bedenken , ob nicht der Antrag des
Ausſchuſſes ein die Verfaſſung änderndes Geſetz ſei .
Er übergab ihn darum dem Rechtsausſchuß , der mit

Stimmenmehrheit entſchied , daß er durch ein ein —
faches kirchliches Geſetz verbeſchieden werden könne .Der

einzige Artikel dieſes Geſetzes lautet :

Die Beflaggung der Kirchen , Pfarrhäuſer und

ſonſtigen kirchlichen Gebäude darf nur mit der

deutſch⸗evangeliſchen Kirchenfahne erfolgen .
Sſchuß übergab dieſes kirchliche

Bem Hauptausſchuß zu iteren

Der Rechtsar

Geſetz d ehandlung
Eine weitere Ausſprache darüber erfolgte nicht. Die

Abſtimmung ergab das ungefähr gleiche Reſultat

Annahme mit 9 Stimmen gegen 4 bei 3 Enthal

tungen .

Wir ſtellen von dem Ausſchuß aus den Antrag
auf Zuſtimmung der Synode .

Abgeordneter Kappes : Schon die letzte Synode
hat ſich mit dieſer Frage ganz kurz befaßt und hat
damals in ihrem Protokoll folgende Formulierung
aufgenommen :

In dieſe Zuſammenhänge läßt ſich vielleicht
am beſten auch ein Antrag einfügen , der die vom

Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbund beſchloſſene

Kirchenfahne auch den badiſchen Gemeinden emp
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fehlen möchte . Da mit dieſem Antrag , dem an ſich

keine ausſchlaggebende Bedeutung beizumeſſen iſt ,
ein in äußeren Dingen ohne weiteres zu empfeh⸗
lender Schritt zur Einheitlichkeit kirchlicher Dinge
für Geſamtdeutſchland gemacht wird , empfiehlt der

Ausſchuß der Synode den Antrag zur Annahme .

Aber trotzdem es hier heißt und es vielleicht auch

ſo erſcheint , als ob das eine Sache von nicht aus —

ſchlaggebender Bedeutung ſei , ſo rücken doch bei

einer näheren Betrachtung dieſer Frage die ganzen
Fragen der Stellung unſerer gegenwärtigen Kirche
zum gegenwärtigen Staat und die Fragen der

Stellung der Kirche zum Staat überhaupt in den

Mittelpunkt der Betrachtung .
Ich möchte dieſe Dinge nicht in extenso aus

führen . Aber es iſt doch ſo, daß , während vor dem

Krieg an Pfarrhäuſern und oft auch an Kirchen die

Reichsfahnen und die Landesfahnen gezeigt worden

ſind , man nach dem Krieg gelegentlich die alten

Reichsfahnen , dann aber auch gar keine Fahnen oder
die neutrale badiſche Fahne zeigte . Als nachher auch

der Oberkirchenrat zu der neuen Reichsfahne über

ging , iſt das wieder auf Schwierigkeiten in weiten

Kreiſen der Kirchengemeinden geſtoßen . Es war

alſo eine allgemeine Unſicherheit , die offenbar in

ganz Deutſchland ſo war und der gegenüber dann

der Evangeliſche Kirchenbund mit der Schaffung
einer allgemeinen deutſchen Kirchenfahne Weiß
nit violettem Kreuz eine Löſung brachte

Wir ſehen dieſer ganzen Frage und das
)heutet unſer Antrag an folgende Löſung : Es
01 die Kirche dem Staat geben , was des Staates

„ Und der Kirche ſoll gehören , was der Kirche iſt .
Das iſt die Löſung , die ja doch auch von der katho
liſchen Kirche überall angenommen wird : daß an

ſtaatlichen Feiertagen mit der ſtaatlichen Flagge
geflaggt wird und an kirchlichen Feiertagen mit der

kirchlichen Flagge . Und wir ſind deshalb auch zu
dieſem Antrag gekommen , weil wir meinten , mit
einem ſolchen Antrag iſt die neutralſte Löſung dieſer

Frage gefunden .
Nun hat ſich aber bei der weiteren Diskuſſion

doch herausgeſtellt , daß die Reſſentiments gegen eine

ſolche Löſung und ihre im Hintergrund ſtehenden

ſt



politiſchen Gründe doch noch groß ſind . W

jedenfalls eine Klärung der Frage , damit es nicht

dem freien Ermeſſen überlaſſen iſt , hier in jeder

Gemeinde nach Belieben zu verfahren . Man kann

wohl heute noch , wenn angeordnet iſt , daß mit der

Kirchenfahne geflaggt werden ſoll , wenn geflaggt

wird , etwa am Verfaſſungstag nicht flaggen und

damit auch eine politiſche Meinung zum Ausdruck

bringen . Es ſind ja auch Beſchlüſſe von Kirchen⸗

gemeinden da , daß ſie nun überhaupt nicht mehr

flaggen wollen .

Jedenfalls aber ſtimmen wir einer Löſung , die

eine allgemeine Regelung vorſieht , mit größerer

1u * AIl 11ir wollten

Freudigkeit zu als dem jetzigen Zufſtand . Deshalb

haben wir uns zu einer Enthaltung in dieſer An

gelegenheit entſchloſſen und damit unſere eigene

Stellung des erſten Antrags aufgegeben , weil wir

nicht zuſtimmen konnten , ſolange wir dieſe Reſſenti

ments im Hintergrund ſahen , weil wir aber anderer

ſeits eine für die geſamte Kirche bindende Löſung

haben wollten —, wenn auch eine ſehr ſtarke Min

derheit im Rechtsausſchuß der Anſicht war , daß ,

juriſtiſch geſehen , das neue Geſetz überhaupt auf

einer ſchwankenden Grundlage ſteht .

Abgeordneter Fitzer : Hohe Synode ! So wie

die beiden Anträge zunächſt geſtellt waren , enthält

ihr Verlangen nach meiner Anſicht eine Verfaſſungs —

widrigkeit ; denn es ſoll dadurch den Gemeinden die

Weiſung gegeben werden , in dieſer oder jener Weiſe

zu flaggen . In §S 33 Ziff . 8 unſerer Kirchenver —

faſſung iſt aber beſtimmt , daß die Verwaltung und

Verfügung über kirchliche Gebäude und Geräte den

Kirchengemeinderäten zuſteht . Daraus entnehme ich

ohne weiteres , daß weder die Synode , noch die

Kirchenregierung , noch der Oberkirchenrat das Recht

hat , in dieſes Recht der Gemeinde einzugreifen und

beſtimmte Weiſungen zu geben , ſondern daß die

Rechtslage jetzt ſo iſt , daß tatſächlich die Gemeinden

in ihrem Selbſtverantwortungsrecht frei darüber ent⸗

ſcheiden können , auch darüber , wie ſie beflaggen

wollen . Nun iſt der Antrag dahin umgeändert wor⸗

den , daß daraus ein Geſetz gemacht werden ſoll . Aus

den Ausführungen , die ich eben gemacht habe , geht
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ebenſo deutlich hervor , daß , wenn man auf geſetz

lichem Wege etwas machen will , was durch Weiſung

nicht möglich iſt , hier nur ein Geſetz geſchaffen
werden kann , das die Verfaſſung ändert ; es muß

alſo für dieſes Geſetz eine Mehrheit von zwei
Dritteln vorhanden ſein

Zur Sache ſelbſt möchte ich gar nicht reden , weil

ich auf dem Standpunkt ſtehe , daß hier die Synode

ſich mit dieſer peniblen Sache überhaupt nicht be

faſſen ſoll . ( Sehr gut ! )

Abgeordneter Bender⸗Mannheim : Wir haben uns

von der Ausſichtsloſigkeit überzeugt , in der Synode

eine Einheitsmeinung über dieſen Gegenſtand herbei

zuführen . hätten begrüßt , wenn es

möglich geweſen wäre , in der Haltung der Kirche

in dieſer das Volk doch immer noch durchwühlenden

Frage zu einer Einheitlichkeit zu gelangen . Ich ſehe

aus der angekündigten Enthaltung des Volkskirchen

bundes und aus den Worten des Herrn Vorredners ,

daß keine Möglichkeit beſteht , zu einer ſolchen mehr

oder minder einmütigen Stellung zu So

ziehe ich namens der Antragſteller und auch namens

unſerer ganzen Fraktion den zweiten Antrag , auf

dem das Geſetz ſich aufbaut , und den Wortlaut des

Geſetzesantrags , den Sie vor ſich haben , zurück .

MNir 65Wir fehr

kommen .

Vizepräſident Wilhelm Schulz : So haben wir

hier vom Berichterſtatter keinen Antrag , über den

wir abzuſtimmen haben , und neue Anträge können

uns kaum vorgelegt werden . Wir haben hier zu ver

handeln über die Berichterſtattung , und es ſcheidet

alſo dieſes Thema aus unſerer heutigen Verhand

lung aus . ( Zuruf : Jawohl !

Abgeordneter Weiß⸗Heidelberg : Ich möchte nur

ſagen , daß meine Kollegen und auch der Kirchen

gemeinderat in Heidelberg über dieſe Wendung der

Sache ſehr enttäuſcht ſein werden . Wir haben in

Heidelberg durchaus nicht die gleiche politiſche

Stellung ; aber wir wären ſehr froh , Kirchenfahnen

anſchaffen zu können , um ſie , ſelbſtverſtändlich in

voller Freiheit , zeigen zu können auf den Kirchen .

( Zurufe . ) Ich ſage jetzt nur : Ich wäre nicht in der
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Lage geweſen , für dieſen Antrag zu ſtimmen , aus

den Gründen , die ich ſchon in der Kommiſſion an

gegeben habe , weil ich glaube , daß man nicht in die

Freiheit des einzelnen eingreifen darf ; aber jetzt

würde ich es doch begrüßen , wenn die Sache wenig⸗

ſtens empfehlend hinausgegeben werden könnte —

nicht in Form eines Diktats und kategoriſch , ſon

dern empfehlend . ( Zwiſchenruf des Abgeordneten

D. Frey . )

Vizepräſident Wilhelm Schulz : Es iſt hier nichts

mehr zu tun übrig , wenn nicht jemand einen Antrag

neu aufſtellt und hierherbringt . Der hätte aber keine

Ausſicht angenommen zu werden , ſondern würde nur

unſere Verhandlungen verlängern . So können wir

weiter nichts machen , als dieſen Punkt verlaſſen und

zum nächſten übergehen .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Wir kommen

zum Bericht über den

d. Antrag des Volkskirchenbundes evang . Sozialiſten ,
die Einſetzung eines Feiertages des Friedens und

der Völkerverſtändigung betr . , und

iber die wenigſtens in ähnlicher Richtung gehenden

Anträge der Synodalen D. Frommel und Gen .

und der Synodalen von Göler und Gen .

Der Antrag des Volkskirchenbundes evang . Sozia

liſten lautet

Die Synode eine Sonntag

Kirchenjahr als Feiertag des Friedens und der

Völkerverſtändigung , an dem durch einen Gottes

dienſt die Seelen der Gemeinden bereitet werde

ſollen zur Anerkennung der anderen Völker und

zum Friedenswillen

Der Antrag der Synodalen D. Frommel und Gen .

lautet :

Die Synode empfiehlt den Geiſtlichen des

Landes , an einem Sonntag der Adventszeit , wenn

möglich außerhalb des Hauptgottesdienſtes , in

kirchlichen Veranſtaltungen die Seelen der Ge —

meinden zum Friedenswillen der Völker unter —

einander zu bereiten .

Der Antrag der Synodalen von Göler und Gen

lautet :
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Die Synode erſucht den Oberkirchenrat , den

Geiſtlichen zu empfehlen , an einem Advent —

ſonntage , ſoweit möglich außerhalb des Gottes⸗

dienſtes , den Gemeinden den Gedanken „ Friede

unter den Völkern “ nahezubringen .

Die Zahl der Anträge beweiſt , daß der Ausſchuß

ſich aufs eingehendſte mit dem Antrag der volks⸗

kirchlichen Gruppe beſchäftigte . Die Stimmung für

einen ſolchen Antrag iſt eben doch im Lauf der Jahre

eine ganz andere geworden . Während der in ihm

ausgeſprochene Gedanke in der Synode nach dem

Krieg noch einem ſehr ſtarken Widerſpruch bei allen

nichtſozialiſtiſchen Gruppen begegnete , findet er heute

auf allen Seiten weitgehende Sympathie . Die über

wiegende Mehrzahl des Ausſchuſſes konnte ſich jedoch

trotzdem nicht mit den Konſequenzen des volkskirch

lichen Antrags befreunden . Sie wollte einmal nicht

die Einführung eines weiteren Spezialſonntags , mit

Rückſicht auf die geregelte Wortverkündigung . Sie

hielt es nicht für angebracht , von dem Weg abzu

weichen , den die Beſchlüſſe der letzten Synode in

dieſer Frage gewieſen haben . Sie wollte aber auch

nicht in dieſer doch noch ſehr umſtrittenen Frage

einen Zwang ausgeübt wiſſen auf Gemeinden und

Pfarrer . Auch der Antrag von D. Frommel und

Gen . konnte die Zuſtimmung des Ausſchuſſes nicht

finden , da er den Widerſtreit in dieſer Frage in

die Einzelgemeinde hineintragen könnte . So ſah der
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dadurch zu entſprechen , daß er dem Antrag19011ʃ

von Göler zuſtimmte , der bei aller Empfehlung des

Gedankens ſelbſt der freien Gewiſſensentſcheidung

der Geiſtlichen den notwendigen Spielraum läßt .

Ich muß dabei ausdrücklich darauf aufmerkſam

machen , daß in dem endgültigen Antrag von Göler

die Worte „ in Predigt und Gebet “ geſtrichen ſind ,

und bitte , davon Vermerk zu nehmen . Der Antrag

ſelbſt in der endgültigen Geſtalt wurde einſtimmig

bei 2 Enthaltungen angenommen . Durch ſeine

Annahme ſind die beiden anderen Anträge erledigt .

Der Ausſchuß bittet Hohe Synode um Zuſtimmung .
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Abgeordneter D. Dr . Frommel : Hohe Synode !

Es ſind wahrſcheinlich nur noch wenige hier unter

uns , die ſich daran erinnern , daß wir bei der Synode

des Jahres 1914 kurz vor Ausbruch des Weltkrieges
hier in unſerer damaligen Verſammlung daran

waren , einen ähnlichen Antrag einzubringen . Es

iſt mir noch ſehr erinnerlich , wie der ſpätere Präſi

dent des Oberkirchenrats , Präſident Uibel , damals

auf uns zukam und uns leidenſchaftlich bat , von

einem ſolchen Antrag abzuſtehen . Soviel ich mich

erinnere , iſt er auch nicht geſtellt worden . Es haben

ja allerdings die Ereigniſſe dann bald ein ſehr er

ſchütterndes Wort in der Sache geſprochen .
Es iſt vorhin in dem Bericht geſagt worden , daß

inzwiſchen die Verhältniſſe ſich doch weſentlich ge
ändert haben . Darum haben meine Freunde , als der

Antrag von der volkskirchlichen Seite kam , verſucht ,

ihm Eingang und Zuſtimmung zu ſchaffen durch die

Formulierung , die wir empfohlen haben .

Ich möchte übrigens bemerken , daß hier eine

kleine formale Ungleichheit entſtanden iſt . Es ſteht
in dem Antrag , wie er uns hier vorliegt : „ Die

Synode empfiehlt den Gemeinden des Landes “ . In
der Art , wie es der Herr Berichterſtatter dann vor

getragen hat , hieß es „ den Geiſtlichen des Landes “ .

( Zuruf vom Volkskirchenbund . ) Nein , ich erinnere

mich genau , daß es hieß „ den Geiſtlichen des

Landes “ . ( Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Es

war ein Sprechfehler von mir . ) Ich würde dieſer

Faſſung zuſtimmen .
Es kam uns darauf an , den Wünſchen Rechnung

zu tragen , daß man die Landeskirche nicht zu ſehr
mit Spezialſonntagen belaſte , d. h. daß die regel

mäßige Evangeliumsverkündigung nicht geſtört werde

dadurch , daß an vielen Sonntagen beſondere The

mata behandelt werden . Darum haben wir in un

ſerem Antrag vorgeſchlagen , daß es heißen ſoll :

„ wenn möglich außerhalb des Hauptgottesdienſtes “ ,
und wir haben mit den Worten : „kirchliche Ver

anſtaltungen “ geglaubt , eine ganz freie Form zum

Vorſchlag zu bringen , die es den Gemeinden durch

aus freiſtellt , wie ſie es machen wollen . Eine Be

laſtung ohne Beunruhigung der Gemeinden können

wir in keiner Weiſe in dieſer Form des Antrags

it Sitzung

ſehen oder befürchten . Den Ausdruck „ die Seelen

der Gemeinden zum Friedenswillen der Völker

untereinander zu bereiten “ haben wir gewählt im

Anklang an den vorliegenden Antrag der Volkskirch
lichen Vereinigung . Im Ausſchuß iſt ja dann aller —

dings unſer Antrag beſeitigt worden durch den neuen

Antrag von Göler , der meiner Anſchauung nach

nichts weſentlich anderes bietet , als was wir auch

gewünſcht haben

Abgeordneter Kappes : Der Volkskirchenbund

erklärt : Obwohl dieſer letzte Antrag viel weniger

weitgehend iſt als unſer Antrag , ſtimmen wir ihm

zu in der Erwartung , daß eine alljährlich wieder

holte Empfehlung des Oberkirchenrats und die

Erfüllung dieſer Empfehlung Pfarrern

Gemeinden die der Völkerverſöhnung
ſchafft , ohne die eine Völkerbundsorganiſation ein

Gefäß ohne Inhalt wäre .

bei und

Geſinnung

Abgeordneter Fitzer : Ich kann mich mit keinem

der drei Anträge befreunden , denn ich bin der Auf

faſſung , daß es eine der Hauptaufgaben des Geiſtes

in der Kirche iſt , daß ſie für den Frieden eintritt

und daß es nicht eines beſonderen Hinweiſes und

eines beſonderen Sonntags bedarf , um dieſen Ge

danken zum Ausdruck zu bringen . Ich ſehe gerade
darin , daß man immer wieder Spezialſonntage
macht , eine Abſchwächung der Gebiete , für die ſie

beſtimmt ſind . Ich kann mich deshalb in keiner Weiſe

mit dieſem Gedanken befreunden . Ich ſtehe auf dem

Standpunkt , daß allezeit , an jedem Sonntag möchte
ich beinahe ſagen , über dieſe Frage geredet und

gepredigt wird

Abgeordneter D. Bauer : Ich möchte mir die

Frage erlauben , ob in der Ausſage eines der Herren

Vorredner auch wieder eine Andeutung liegt ,
die vielleicht den Antrag der Kommiſſion „ er
klären “ ſoll , in dem Sinn nämlich , daß der Ober⸗

kirchenrat dieſe Empfehlung alljährlich wieder⸗

holen ſoll . Wenn das der Oberkirchenrat nun nicht tut ,

wird vielleicht im nächſten Jahr auch wieder geſagt :
„ Da iſt etwas , was die Synode beſchloſſen hat , nicht
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ausgeführt worden “ . ( Sehr gut ! bei der Poſitiven

Vereinigung . ) In dem Antrag liegt nicht das ge —

ringſte , daß dies immer wieder wiederholt werden

ſoll , ſondern es iſt nur von einer „ Empfehlung “ die

Rede . ( Sehr richtig ! bei den Poſitiven .

lbgeordneter Fiſcher : Ich wollte nur dem Herrn

Abgeordneten Fitzer erwidern : Sie ſagen , man ſolle

nicht den Friedensgedanken ſo an einem beſonderen

Sonntag hervorheben Zuruf des Abgeordneten
N 18* K R H Moſo olo 1 totFitzer beil man ja doch bei vielen Gelegenheiten

über den Friedensgedanken ſpreche . ( Abgeordneter

Fitzer : Außerhalb des Hauptgottesdienſtes ! ) Ich

muß ſagen : da liegt der Vergleich nahe : Über

Chriſti Leiden und Sterben reden wir auch , viel

leicht an jedem Sonntag , und doch haben wir den

Karfreitag , wo wir es noch beſonders feiern .

Abgeordneter Karcher : Gegenüber den Ausfüh⸗

rungen des Herrn Abgeordneten Fitzer möchte ich
es doch für notwendig halten , daß in dieſem Sinn

etwas verfügt wird ; denn ſelbſt am Weihnachts

feiertag habe ich von der Kanzel gehört : „ Ich will

keine biſſige Kritik an dem Völkerbund üben ; ein

vernünftiger Menſch weiß ja , was er davon zu

halten hat “. Es iſt doch notwendig , denke ich, daß
die Kirche ſich für den Friedenswillen ausſpricht

2 er vom Ausſchuß aufgenommene Antrag von

Göler und Gen

nommen .

rd gegen 3 Stimmen ange

E. Antrag des Volkskirchenbundes evang . Sozialiſten

und Antrag der Synodalen Immiſch und Gen . : Die

Aufhebung der Todesſtrafe betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Der erſte

Antrag lautet :

Die Synode wolle ſich gegen die Beibehaltung
der Todesſtrafe ausſprechen . Sie beauftragt die

Kirchenregierung , beim Deutſchen Evang . Kirchen —
tag dahin zu wirken , daß die Todesſtrafe aus dem

neuen Strafrechtsentwurf verſchwindet .

Der Antrag der Synodalen Immiſch und Gen .

lautet :

Die Frage der Todesſtrafe iſt kein geeig

neter Gegenſtand für einen ſynodalen Mehrheits

beſchluß . Dem einzelnen in Gott gebundenen

Gewiſſen muß die Stellungnahme zu dieſer und

anderen Fragen des Staatslebens überlaſſen

bleiben . Wir beantragen daher Übergang zur

Tagesordnung .

Aus der Gegenüberſtellung der beiden eben ver

leſenen Anträge ergibt ſich ein ſcharf umriſſenes Bild

von dem Ringen des Ausſchuſſes bei der Behand

lung der vorliegenden Frage . Gewiſſensverpflich —

tungen der einen Seite und Gewiſſensnöte der

anderen rangen ſich aus in gewaltiger Ausſprache

Gefühlsmomente ſtanden in Widerſtreit zu ruhigen

Erwägungen über das weite Gebiet der Materie .

Es liegt hier zweifellos eine Frage vor , über die

auch die Kirche und kirchliche Synoden ſich äußern

müſſen auf Grund ihrer Verpflichtung gegenüber
den das Volksganze bewegenden ſittlichen Fragen .
Aber dieſe Stellungnahme kann nicht ihren Ausdruck

finden in Mehrheitsbeſchlüſſen und in Feſtlegungen
durch Abſtimmungen . Wir ſtehen hier mitten drinnen

in bewegter Zeit , in der die einzelnen im Gewiſſen

um Klarheit ringen auch über dieſe Frage , bei der

nicht ohne weiteres eine Ablehnung des Antrags

der volkskirchlichen Gruppe aus einem Mangel an

religiöſem Verantwortlichkeitsgefühl ſtammt . Es iſt

auch der Fragenkomplex , der mit dem Antrag des

Volkskirchenbundes berührt wird , viel zu groß , als

daß eine Synode ſich vermeſſen darf , in kurzen
*

ungen treffen zu wollen , um die

gewiſſengebundener Kreiſe ſeit

Tagungen &

zejifellgsJwelfeltosder Kampf

Jahren geht

Der Ausſchuß kam darum ſchließlich zu dem

Ergebnis , dem Antrag der Synodalen Immiſch und

Gen . mit 13 Stimmen bei 2 Gegenſtimmen und

3 Enthaltungen zuzuſtimmen und zu beantragen :

es möge die Synode über den eingangs erwähnten

Antrag des Volkskirchenbundes evang . Sozialiſten

zur Tagesordnung übergehen .

Abgeordneter Seitz : Hohe Synode ! Die Frage
der Todesſtrafe iſt ſicherlich das ſchwerſte Problem

auf dem Gebiete des Strafrechts , auch für uns hier

9
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Synode welchem G eſichtspunkt

ſollen wir

und

dieſe

in der

aus welcher Or ientierung heraus

Frage entſcheiden ?

Es war , ſoviel ich weiß , im Jahre 1879 , daß

der Reichstag über dieſe Frage einmal zu entſcheiden

hatte , und damals ſagte Bismarck , er ſei auch für

die Aufhebung der Todesſtrafe , aber er bitte , daß

die Herren Mörder den Anfang dazu machen . ( Sehr

richtig ! ) Das iſt natürlich für uns nicht der Aus

gangspunkt ; wir orientieren uns als Synodale an

der Heiligen Schrift
Aber wie iſt da die Stellungnahme eigentlich ?

Man hört oft , daß der eine ſagt , der Standpunkt ,

auf dem das Strafgeſetzbuch heute noch ſtehe , daß

die Todesſtrafe aufrechtzuerhalten ſei , ſei aus einem

Reſt altteſtamentlicher Orientierung heraus beibe

halten worden . Andererſeits ſagt man , das Neue

Teſtament enthalte nirgends eine Stelle , die die

Todesſtrafe rechtfertige . Wer entſcheidet ? Doch der

einzelne aus ſeiner Stellung zur Heiligen Schrift ,

aus bibliſch⸗theologiſchen Gründen

Und nun ſtehen wir hier in der Synode vor der

Offentlichkeit und ſollen ein entſcheidendes Wort

ſprechen . Wird dieſes entſcheidende Wort irgendwo

Gehör finden , wenn es nicht eine einmütige Be

ſchlußfaſſung iſt ? Können wir aber zu einer ſolchen

einmütigen Beſchlußfaſſung kommen ? Ich ſehe es

nicht .

Ich kann mich im weiteren kurz faſſen nach den

klaren Darlegungen , die uns in dem Berichte ge⸗

geben worden ſind ; aber ich darf noch auf eines

aufmerkſam machen : Der erſtunterzeichnete Antrag⸗

ſteller , der Herr Geheimerat Immiſch , hat erzählt ,

daß er in jahrzehntelanger Verbundenheit , und zwar

inniger Verbundenheit mit dem Strafrechtslehrer

Binding geſtanden ſei und daß Binding , eine an

erkannte Autorität auf dem Gebiete des Strafrechts

und , was ich noch hinzufügen darf , ein über⸗

zeugter , frommer Chriſtenmenſch ein ganzes

Leben lang mit dieſen tiefen Fragen gerade über die

Todesſtrafe oder ihre Aufhebung gerungen hat und

daß er bis ans Ende ſeines Lebens aus allen den

Gründen , die er aus der Wiſſenſchaft und aus ſeiner

Stellung zum Chriſtentum heraus geholt hat , nicht

zu einer innerlich freien Entſcheidung in dieſer

gekommen iſt e uns nun nachher

ſagen „ Wir müſſen aber hier eine Ent

ſcheidung treffen “ , dann glaube ich : wenn ein Mann

wie Binding hier zu keiner inneren Freiheit ge

kommen iſt, ſo dürfen Sie uns nicht zumuten , daß

wir als freie evangeliſche Chriſten dieſe Frage hier

in der Synode entſcheiden ; denn es wäre tatſächlich

nichts anderes als eine Gewiſſenserforſchung der

einzelnen , wie ſie ſich zu dieſer Frage ſtellen , die

nach außen hin ganz wertlos wäre

Ich bitte daher , die Gründe zu billigen , die in

unſerem Antrag gegeben ſind : Die Frage der Todes

geeigneter Gegenſtand für einen

ſchluf ich betone nochmals : für einen

Frage Wenn Si

werden :

ſtrafe iſt nicht ein

Mehrheitsbeſ

Mehrheitsbeſchluß —, und wir wollen die Stellung

nahme zu dieſer gebunden ſehen an das

Gewiſſen des einzelnen Menſchen , daß er ſich aus

der Heiligen Schrift heraus orientiert , und wollen

es jedem einzelnen überlaſſen , wie er ſich dazu ſtellt .

Frage

Abgeordneter Fiſcher : Meine Herren ! Wenn ich

das Wort ergreife , ſo geſchieht es deswegen , weil ich

in unſerem Kreiſe vielleicht der einzige bin oder einer

der wenigen , welche einmal Gelegenheit hatten , dem

Vollzug der Todesſtrafe mit anzuwohnen als Geiſt —

licher , der den betreffenden Hinzurichtenden auf

ſeinen letzten Gang vorbereiten mußte und der neben

dem Schafott ſtand , als das furchtbare Eiſen der

Guillotine herunterſauſte und das Blut des unglück —

lichen Menſchen rauſchte , der da zu Tode gebracht

wurde . Ich kann alſo für mich in Anſpruch nehmen ,

aus einem Geſichtspunkt heraus zu

ſprechen , der ein ganz beſonderes Recht hat , nämlich

aus dem der Erfahrung . Es iſt ſchon lange Jahre

) er , aber die Sache ſelbſt ſteht mir noch ſo friſch

im Gedächtnis , als wäre es erſt geſtern geweſen ;

denn dieſer Tag war einer der furchtbarſten meines

Lebens , was Sie mir ganz gewiß alle glauben

werden .

Bei der Sache , um die es ſich handelte , war es

keineswegs fraglich , daß nach dem Geſetz die Todes

ſtrafe berechtigt war , und in einer privaten Be⸗

ſprechung mit dem damaligen verſtorbenen

beſonderen
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Großherzog , der wußte , daß ich den Mörder vorzu

bereiten hatte , habe ich geſehen , wie furchtbar ſchwer

es auch ihm gefallen iſt , hier nun eben dem Recht

folgen zu müſſen . Ich kann natürlich und werde

nicht Ihre Zeit in Anſpruch nehmen , um Ihnen das

es im einzelnen zu ſchildern

Der Tatbeſtand iſt der : Der Betreffende war ein

frivoler Menſch , die Mordtat war in keiner Weiſe

zu entſchuldigen , er war 21 Jahre alt , er ging auf

das Schafott im großen und ganzen ſehr gefaßt ,

er verhielt ſich mir gegenüber im ganzen eigentlich

freundlich , wenn er auch religiös nicht eben gerade

zugänglich war ; aber dieſer Menſch hat faſt aus der

letzten Stunde ſeines Lebens einen Brief an ſeinen

Vater hinterlaſſen , in dem er ſo ſchön und ſo aus

dem Herzen heraus um Verzeihung bat und

dem man an ſeinen Worten und an den Zita

aus Dichtungen erſah , daß doch in dieſem jungen

Leben noch ein ſehr guter Kern war , ſo daß ich mir

nachher ſagte : iſt es , trotz alles Rechtes , eigentlich
wirklich vor Gott zu verantworten , daß man einen

ſolchen Menſchen zu Tode bringt ? Es war furcht

bar für mich Und dann das andere , das Drum

Dran , die ganze Art und Methode , wie das

ausgeführt wird ſchauderhaft ! Und die Wirkung ,

die es hatte : Drüben in der Akademieſtraße ſtanden

und ſaßen die Leute auf den Dächern ; wo irgendein

Fenſter war , hatten ſie die Gläſer vor den Augen ,

um wenigſtens etwas von dieſem intereſſanter

Schauſpiel zu erſpähen in ick

war eben auch dieſe Senſation vorüber . Ich

mir ſagen müſſen : Wer ſo etwas mit angeſehen und

mit durchlebt hat und auch in das Herz eines ſolchen

Menſchen hineingeſchaut hat , der kann unter keinen

Umſtänden mehr ein Freund der Todesſtrafe ſein ,
weil er ſich ſagt : nicht nur dann , wenn ein Fehl⸗
urteil vorliegt , ſondern auch dann , wenn das Urteil

richtig , gut begründet iſt , ſollte man nie vergeſſen ,
daß auch in dem verrohteſten Menſchen , auch in dem

bewußten und raffinierten Mörder nicht nur über

haupt eine Seele ſteckt , ſondern eine Seele , in der

noch ein Gutes iſt . Gewiß wird Gott dieſes Gute

nicht überſehen , wenn der Menſch vor ſeinem Richter⸗
ſtuhl ſteht . Aber ſollen wir es überſehen ? ſollen

Siebente Sitzung .

wir nicht auch einer ſolchen Seele , ſelbſt wenn noch

ſo ſchwer gefehlt wurde , die Gelegenheit geben zur

Buße , zur Bekehrung , zur Beſſerung , unter Um —

ſtänden auch zur Rückkehr ins Leben ? Denken Sie

einmal : ein 21jähriger Menſch !

Ich darf Sie ja nicht mit rein perſönlichen

Dingen aufhalten . Aber ich wollte Ihnen das doch

ſagen , um Ihnen die Stellung meiner Freunde und

meine eigene zum Bewußtſein zu bringen . Gewiß ,

in das Gewiſſen des einzelnen , wie er ſich für oder

gegen die Todesſtrafe entſcheiden ſoll , darf man nicht

eingreifen , ſicherlich iſt die Sache jetzt nicht ſpruch —
reif und kann jetzt nicht in einer Synode entſchieden
werden mit einer Abſtimmung darüber , ob die

Mehrheit für die Todesſtrafe iſt oder nicht . Das hat

ja auch gar keine Wirkung nach außen . Der erſtge —

ſtellte Antrag von der Volkskirchlichen Vereinigung

iſt , wie ich glaube , auch formell überhaupt nicht

durchführbar . Dennoch hätten wir gewünſcht , daß

die Synode wenigſtens in irgendeiner Weiſe den

nach meiner Überzeugung guten Gedanken auf

gegriffen hätte , in allem Ernſt zu erwägen , ob nicht

doch auch ein kirchliches und ein chriſtliches Intereſſe

beſteht , gegen die Todesſtrafe vorzugehen , und ob

daher nicht auch kirchliche Körperſchaften irgendwie

dafür intereſſiert werden könnten .

Aus dieſem Grund können wir dem Antrag des

Herrn Geheimrat Immiſch auf glatte Ablehnung

aus Gewiſſensgründen nicht zuſtimmen und müſſen
f und 3Uns , da ein anderer Antrag nicht vorliegt und wir

Iunonletzt auch keine faſſen können , der Abſtimmung

Abgeordneter Kappes : Nach den eindrucksvollen

Worten des Herrn Kirchenrat Fiſcher iſt nicht mehr

viel zu ſagen . Aber ich muß nur das noch einmal

feſtſtellen , daß wir es für notwendig halten , daß die

Kirche als Kirche ein Wort ſpricht .
Vor Ihnen lagen geſtern die Zeitungen , in denen

auf einen entſetzlichen Juſtizmord hingewieſen wor⸗

den iſt , weil feſtgeſtellt worden iſt , daß ein zum Tod

Verurteilter und Hingerichteter nachträglich als

nichtſchuldig erkannt wurde . Sie wiſſen , daß in

dieſem Reichstag dieſe Frage behandelt worden iſt ;
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Sie wiſſen , daß 11 bieſem Reichstag gerade die

Gruppen , chriſtliche Gruppen ſind vorgeben ,

es zu ſein „ vor der ſchweren Frage der Bei

behaltung der Todesſtrafe ſtanden und dann , aus

ihrer Überzeugung heraus , für Beibehaltung ſtimm

ten. Sie wiſſen , daß die ganze Welt im vergangenen

Jahre wegen des Juſtizmordes an

chiſten in Amerika in die tiefſte Aufregung gekommen

iſt . Und nicht gerade

der chriſtliche

Entſcheidung treffen muß , auch darauf , daß ihm die

Kirche bei dieſer Entſcheidung hilft ? Wir müſſen

doch annehmen ,

den beiden Anar

fragen wir Sie : Wartet

teichstagsabgeordnete , der doch eine

daß irgendwann einmal bei ſeiner

inneren Auseinanderſetzung mit einer ſo ſchweren

Frage nicht nur die Erwägungen , die juriſtiſcher und

politiſcher Art ſind — die Frage der Abſchreckung ,

der Wiedervergeltung uſw auch die

Frage des Religiöſen an ihn herangetreten ſind und

daß er hier vielleicht in manchen Augenblicken mit

der geiſtigen Hand getaſtet hat nach der Hand ſeiner

Kirche , daß ſie ihm bei dieſer Frage zu einer Ent

ſcheidung verhelfe . Wir können nicht nur auf die

einzelnen Erfahrungen ſo erſchütternder Art , wie ſie

vorhin dargeſtellt worden ſind , verweiſen , ſondern

wir müſſen als Chriſten und darin gebe ich dem

Herrn Abgeordneten Seitz recht um eine Ent

ſcheidung in dieſer Frage ringen . Und da haben wir

als Chriſten ich will von allen kriminaliſtiſchen

und pſychiatriſchen und von allen anderen Betrach

tungen abſehen ; ich weiſe es auch zurück , daß ein

Strafrechtslehrer uns in der Synode aus ſeiner

Lebenserfahrung irgendetwas autoritativ zu ſagen

hat —, ſondern wir haben als Chriſten , wie der

Herr Abgeordnete Seitz geſagt hat , zu entſcheiden .

Und es ſcheint mir die religiöſe Betrachtung gegeben

zu ſein in dem tiefen Wort , das Doſtojewski in

„ Die Brüder Karamaſoff “ den Starez Soſima von

ſeinem verſtorbenen Bruder ſprechen läßt , das er

kurz vor ſeinem Tode geſagt hat : „ Ein jeder von

uns iſt vor allen in allem ſchuldig ; ich aber mehr

als alle anderen “ . Das ſcheint mir die tiefſte chriſt⸗

liche neuteſtamentliche Auffaſſung zu ſein , die von

einer Solidarität der Schuld ſpricht . Und , chriſtliche

Brüder und Schweſtern , wenn wir mit dem Auge

ſondern

Gottes in das Einzelleben des Angeklagten ſehen

könnten , dann müßten wir wohl die Schuldfrage in

den meiſten Fällen nicht an ihn , ſondern an andere

da zeigt ſich , wie gerade in einer ſolchen

Geſamtſolidarität der Schuld beſteht , die

richten ;
— IiFrage die

wir als Chriſten bei der religiöſen Beurteilung

dieſer Frage als die erſte Frage vor uns zu ſtellen

haben

Und das andere iſt das , daß wir auch von einer

Geſamtſolidarität der Gnade wiſſen . Und das iſt

uns doch in den verſchiedenen Beiſpielen auch

in einem , das im Ausſchuß von einem heute

anweſenden Synodalen genannt worden iſt — geſagt

ahrung immer wieder

ſtehender

nicht

worden , daß gerade die Er

gemacht wird , daß ein vor dem Tode

Mörder gerade angeſichts des Todes ſein Beſtes im

Licht erſtrahlen läßt , und daß es nun hier

eine Ungeheuerlichkeit für jeden

er zuſtimmen und mithelfen ſoll , daß hier nun ſich

nicht die
V

hellſten

Seelſorger iſt , daß

Gnade auswirken kann , ſondern die Ver

urteilung . Wir können uns auch Jeſus in einer

ſolchen Lage nicht denken . Und wir ſind als Kirche

wirklich nicht berechtigt , wenn ſolche Erfahrungen

immer wieder gemacht werden und gerade dann

gemacht werden , wenn begnadigte Mörder als zu

verläſſige Menſchen ſich im bürgerlichen Leben ge

halten haben dann für die Beibehaltung der

Todesſtrafe zu ſprechen . Wir machen an uns allen

die Erfahrung , daß erſt dann , wenn wir innerlich

an den Rand des Todes geführt werden , wir die

Gnade erleben als das Zentrale des Lebens .

Wenn wir ſo als religiöſe Menſchen von einer

Geſamtſolidarität der Schuld wiſſen und von einer

Geſamtſolidarität der Gnade , dann müſſen wir aus

dem allem heraus mithelfen , daß die Todesſtrafe

überwunden wird und daß ſtatt deſſen eine andere

Beurteilung , eine evangeliumsgemäße Beurteilung

auch in allen anderen Punkten einer kommenden

Strafrechtsreform ſich durchſetzt . Und da muß die

Kirche zu einer Entſcheidung kommen . Ich habe aus

der Diskuſſion und aus den Verhandlungen im Aus

ſchuß den Eindruck , daß die Antragſteller , die auf

Übergang zur Tagesordnung plädiert haben , jetzt

hier den Antrag ſtellen müßten , daß man die Ent⸗



er

en

ich

die

ler

ler

ſcheidung vertagt , und ich wollte gerade die Mit

unterzeichner Herr Geheimrat Immiſch iſt nicht
da —bitten , jetzt einen ſolchen Antrag zu ſtellen
ſtatt des Antrags auf Übergang zur Tagesordnung ,
weil wir alle doch glauben , die Kirche muß in dieſer

den . ( Sehr richtig ! Sehr gut ! bei der volks

hlichen Gruppe

Abgeordneter Fitzer : Hohe Synode ! Nachdem

drei Theologen geſprochen haben , werden Sie wohl
* 11 — 4 1 4 4 6erwarter da ich ein Vuriſt zu dieſer Frage

Stellung nimmt , die uns ja ſchließlich in der Praxis
Ekommt . Ich will Ihnen aber nicht von

Schauſpiel erzählen , das man aus der Praxis
bei der Hinrichtung gewinnt , weil dieſe Frage
die ich natürlich auch in allen Einzelheiten erörtern

könnte nicht die einzig ausſchlaggebende ſein darf

Vielmehr müßte man dahin kommen , daß man viel

leicht eine andere Methode findet . Ich habe zu dieſem

Punkt , zu der Frage der Todesſtrafe in der letzten
Nummer der Süddeutſchen Blätter Stellung ge

nommen .

n nächſten

dem

Ich kann mich im großen und ganzen dem an

ließen , was der Herr Abgeordnete Seitz geſag
hat , und möchte aus meiner Kenntnis der Fach

noch feſtſtellen , daß , ſeit überhaupt Geſetze
n ber die Frage der Todesſtrafe in den

ſten Kreiſen immer verſchiedener Anſicht

war . Auch die Theologen ſind bis heute noch durch

aus verſchiedener Auffaſſung , bei den Jurif 8

genau ſo , und bei allen anderen Volkskreiſen ebenſo

Es iſt richtig , was der Herr Abgeordnete Seitz auch

geſagt hat : Selbſt wir , die wir mit der Sache prak

tiſch umzugehen haben , können nicht ſagen : das oder

jenes iſt unbedingt richtig ; wir „ ringen “ — wie es

der Herr Abgeordnete Seitz genannt hat — auch mit

dieſer ſchwierigen Frage : ob ſo oder ſo . Aber ent

ſcheiden , ob das eine recht iſt oder das andere , können

wir hier nicht . Wir wiſſen auch gar nicht , ob die

Kirche in ihrer Geſamtheit , das Volk draußen , hinter

uns ſteht , wenn wir uns hier auf die eine oder andere

Seite ſtellen . Ich weiß nicht , ob , wenn man im Volk

draußen eine Abſtimmung über einen ſolchen Antrag
vornehmen müßte , er angenommen würde . Ich

Siebente Sitzung

glaube , in dieſer Frage des Gewiſſens es iſt nur

eine Frage des Gewiſſens und keine juriſtiſche

Frage , wie ich betonen möchte kann man nicht

diktieren , die Frage iſt noch gar nicht geklärt . Das

ſehen Sie , wenn Sie die Geſetzentwürfe und ihre

Begründungen in die Hand nehmen : da geht es hin

und her : bald ſo , bald anders . Und da ſollen wir

dieſes Gremium hier —, von denen ſich wohl
überhaupt noch keiner in umfaſſender Weiſe mit

dieſer Frage beſchäftigt hat , überhaupt eine Ent

ſcheidung treffen ? Ich bin deshalb auch der Mei

rung , daß der Antrag Immiſch und Gent richtig iſt :

daß wir nicht die richtige Stelle ſind , um zu ent

ſcheiden .

Der Ausſchußantrag wird gegen 8 Stimmen bei

10 Enthaltungen angenommen .

k. Antrag des Volkskirchenbundes evang . Sozialiſten :
Den Gottesläſterungsparagraphen betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Der Antrag

lautet :

Die Landesſynode hält es für überflüſſig , die

Ehre Gottes durch einen Gottesläſterungspara

graphen des Strafgeſetzbuchs ſchützen zu laſſen

Die Synode ſtellt ſich auf den Boden des neuen

Strafgeſetzentwurfs , der einen Gottesläſterungs

paragraphen nicht mehr aufgenommen hat .

In dem Ausſchuß herrſchte Einſtimmigkeit dar

verletzt werden könne . Etwas ande

üt dem religiöſen Empfinden der Y

Der neue Strafgeſetzentwurf erwähnt nicht mehr

ausdrücklich Gottesläſterung ; es iſt dieſe aber im

plicite in den Beſtimmungen des betr . Paragraphen
mitenthalten . Dieſer ſelbſt iſt noch viel zu wenig

durchdacht in ſeinen Konſequenzen und auch hin

ſichtlich des Schutzes unſerer evangeliſchen Güter ,

als daß es ſich empfehlen würde , jetzt ſchon vorſchnell
durch einen Beſchluß im Sinne der Antragſteller ſich

feſtzulegen .
Der Ausſchuß kam ſchließlich mit 14 gegen

2 Stimmen bei einer Stimmenthaltung zu dem

Beſchluß ,



über den Antrag des Volkskirchenbundes

Sozialiſten zur Tagesordnung überzugehen ,

evang

erſucht die Synode umund

gleichen Sinn

Abgeordneter Kappes : Von dem Herrn Bericht

erſtatter iſt der Unterſchied zwiſchen den beiden

Geſetzesparagraphen klargelegt worden , ſo daß ich

darauf hier nicht im einzelnen einzugehen brauche

Der neue Paragraph ( § 167 in der Faſſung des

amtlichen Entwurfs ) jedenfalls ſchützt die Religions

geſellſchaften vor Beſchimpfung . Er ſagt :

Wer öffentlich eine im Reich beſtehende Reli

gionsgeſellſchaft oder ihren Glauben in einer

Weiſe beſchimpft , die geeignet iſt , das Empfinden

ihrer Angehörigen zu verletzen , wird mit Ge

fängnis bis zu zwei Jahren oder mit einer Geld

ſtrafe beſtraft .

Ebenſo ſchützt §S 168 die Störung des Gottesdienſtes .

Wer den einer Religionsgeſell

ſchaft mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt

verhindert , wird mit Gefängnis bis zu zwei

Jahren oder mit Geldſtrafe beſtraft . Der Verſuch

iſt ſtrafbar . Ebenſo wird beſtraft , wer abſichtlich

den Gottesdienſt einer Religionsgeſellſchaft durch

Erregung von Lärm oder Unordnung oder auf

ähnliche Weiſe ſtört oder wer an zum

Gottesdienſt beſtimmten Ort Unfug verübt . Dem

Gottesdienſt ſtehen einzelne gottesdienſtliche Hand⸗

lungen gleich .
Wenn wir ſtatt des alten Paragraphen gerade

einer chriſtlichen Synode , einer kirchlichen Organi —

ſation ein Eintreten für den neuen empfohlen haben ,

ſo geſchah das aus dem Grunde , daß der alte Gottes

läſterungsparagraph tatſächlich ein Fremdkörper

der modernen Geſetzgebung iſt . Der alte Staat hatte

auch die Religion ſeiner Staatskirche inhaltlich zu

ſchützen , er war ſeinem Weſen nach mehr oder minder

intolerant — ich meine nicht den Staat bis zum

Jahre 1918 , ſondern den Staat , der vor der bürger⸗

lichen Zeit liegt —. Der moderne Staat dagegen

hat , weil er tolerant iſt , ein Intereſſe daran , daß alle

Religionen frei ihren Glauben ausüben können . Wir

wollten , daß die Synode ſich auf dieſe Tatſache ein⸗

Gottesdienſt

einem

Sitzung

Beſchlußfaſſung im

ſtellt , daß der Staat weltlich iſt , daß aber gerade

der Staat es als ſeine Aufgabe anſehen muß , dieſen

Schutz der Religion und der Ausübung

zu laſſen .

der Religion

angedeihen
JWir ſind dauernd in einer ſtarken Diskuſſion

in einer viel ſtärkeren als vielleicht die meiſten

anderen Mitglieder der Synode mit dem Frei

denkertum , und wir haben immer wieder die Er

fahrung gemacht , daß von der Seite mit einem

gewiſſen Recht mit Hohn auf dieſen Paragraphen

hingewieſen wird . Die Ausübung der Religion iſt

zu ſchützen , aber nicht ihr Inhalt , nicht ein Glaubens

inhalt . Und wir meinen auch , daß es ein viel

größeres Anliege ſt in der heutigen Zeit , deren

im ſchlech

eine letzte

Ordnung ja verweltlicht , ſäkulariſiert

ſo daf lel

Ewiges und Abſolutes nicht mehr

8

Cten Sinne iſt inn

beziehung auf ein

da iſt daß es viel beſſer iſt , gegen dieſe Ordnung

ſich innerlich aufzulehnen und zu einer neuen Sinn

erfüllung aller Ordnungen mitzuhelfen , als die Auf

lehnung gegen dieſe Ordnung , die in der Form , in

den Worten einer Verfluchung Gottes ſich ausdrückt ,

irgendwie zu den tiefen Em

hat , weiß ,

ſehnſüchtigſten Aufſchrei nach

( Hört !

beſtrafen . Denn wer

pörungsinhalt

daß ſie letztlich den

ſolcher Flüche miterlebt

einer Ordnung , in der wieder Gerechtigkeit iſt

hört ! bei der Kirchlich - poſitiven Vereinigung ) , in der

Gott etwas Weſentliches iſt , zum Inhalt haben

Was iſt denn damit getan , daß man etwa gegen

Bilder , wie ſie George Groß in einer Darſtellung

des Krieges gegeben hat : Chriſtus gekreuzigt mit der

Gas - Maske , in denen die

Menſchheit in einer das

ſchmackloſen Weiſe , aber

worden iſt

ganze Schändung der

ſage ich offen — ge

durchaus richtig dargeſtellt

mit dem Gottesläſterungsparagraphen

man ſich dafür einſetzt , daß eine

Schändung der Menſchheit und des Gedan

kens , daß ein Bruder Chriſti jeder getötete Menſch

iſt , für die Zukunft unmöglich wird ?

Darum wollten wir , nachdem vorhin durch den

Herrn Berichterſtatter eine Einſtimmigkeit des Aus⸗

ſchuſſes dahin feſtgeſtellt worden iſt , daß der Gottes

läſterungsparagraph mit Recht verſchwindet und daß

den Religionsgeſellſchaften durch den neuen Para

Soh 7· 4 1loszieht , ſtatt daß

ſolche



der

ellt

hen

ine

an

iſch
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graphen ein genügender Schutz gewährt wird , die

Landesſynode bitten , gerade in Anerkennung de

letzten Motive , aus denen heraus wir den Antrag

geſtellt haben , ihn in der abgeänderten Form anzu

nehmen

die Landesſynode hält es für überflüſſig , die

Ehre Gottes durch einen Gottesläſterungspara

graphen des Strafgeſetzbuchs ſchützen zu laſſen .
Sie ſtellt ſich auf den Boden der § § 167 , 168 des

amtlichen Entwurfs eines Allgemeinen deutſchen

iöſe Überzeugung
jegen Beſchimpfung und jeden Gottesdienſt gegen

Störung ſchützen

Wir bitten um Annahme dieſes Antrags .

trafgeſetzbuchs , welche jede rel6

0

Der Antrag des Ausſchuſſes , über den Antrag

des Volkskirchenbundes evang . Sozialiſten zur

Tagesordnung überzugehen , wird gegen 14 Stim

men angenommen .

g. Antrag des Volkskirchenbundes evang . Saozialiſten ,
die Protokolle der Verhandlungen der Kirchenviſi

tationen betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Der Antrag
0
lautet

Der Oberkirchenrat ordnet an , daß bei Kirchen⸗

viſitationen von den Protokollen über die Ver⸗

handlungen der Viſitationskommiſſion mit dem

Kirchengemeinderat und dem Kirchengemeindeaus

ſchuß je eine Abſchrift zu den Akten der Kirchen

gemeinde niedergelegt wird .

Der Antrag iſt berechtigt und entſpricht zweifel

los den Bedürfniſſen der Kirchengemeinden , die

jederzeit die Möglichkeit haben müſſen , in die Pro

tokolle über die mit ihren Organen gepflogenen Ver

handlungen der Viſitationskommiſſion Einblick zu

nehmen . Selbſtverſtändlich ſind von dem Antrag
unberührt die nach der Viſitationsordnung mög
lichen Sonderverhandlungen der Viſitationskom⸗

miſſion mit dem Kirchengemeinderat in Abweſenheit

des Pfarrers

Der Ausſchuß trat dem Antrag einſtimmig bei

und beantragt ſeine Annahme auch bei der Synode .

Einſtimmig angenommen .

Sitzung 59

Berichte des Rechtsausſchuſſes über

a . den Geſetzentwurf , die Abänderung der Kirchen

verfaſſung betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Schäfer : Hohe

Synode ! Nachdem wir uns bisher über die höchſten
und wichtigſten Fragen unſeres chriſtlichen Lebens

und unſeres kirchlichen Daſeins unterhalten haben

Fragen , die ſelbſtverſtändlich überall von aller⸗

größtem Intereſſe ſein müſſen —, iſt es uns jetzt

vorgeſchrieben , über einige Abänderungen der Ver⸗

faſſung zu ſprechen . Es iſt das ja ſelbſtverſtändlich
dem bisherigen gegenüber eine außerordentlich

trockene Materie , die jetzt zur Verhandlung kommt ;

aber wir müſſen doch bekennen , daß ſie deswegen

nicht minder wichtig iſt ; denn die Verfaſſung iſt das

Kleid , in dem ſich die Kirche bewegt , und von der

Art , wie die Verfaſſung geſtaltet iſt , hängt die

Betätigung unſeres kirchlichen Lebens in hervor⸗

ragender Weiſe ab .

Wie Sie wiſſen , iſt in der letzten Synode eine

Sonderkommiſſion gebildet worden , die über die

Fragen , ob und wie weit die Verfaſſung eine Ab —

änderung erfahren ſoll , beraten und beſchließen ſollte .

Es iſt ſelbſtverſtändlich in der kurzen Zeit , in der

dieſe Verfaſſungsſonderkommiſſion getagt hat , nicht

möglich geweſen , die wichtigen und prinzipiellen

Fragen unſeres Verfaſſungslebens zur Klärung und

Entſcheidung zu bringen ; alſo Fragen etwa , wie die ,

ob das Wahlrecht in der alten Weiſe fortgeſetzt

den ſoll , ob die Spitze unſerer Kirche , die

Kirchenregierung oder der Oberkirchenrat , in irgend
einer Form eine Anderung zu erfahren hat ; ſondern
es iſt uns nur möglich geweſen , einige vielleicht

nicht einmal beſonders erhebliche Fragen zur

Klärung zu bringen . Wir waren aber der Anſicht ,

daß dieſe Fragen nunmehr ſpruchreif ſind , und in⸗

folgedeſſen hat die Verfaſſungskommiſſion über dieſe

Fragen Beſchluß gefaßt .

Wir haben in der Kommiſſion gewiſſe Anderun⸗

gen an der Regierungsvorlage vorgenommen , und

dieſe Anderungen ſind niedergelegt in dem Antrag ,
der gezeichnet iſt „ Schäfer Fitzer “ . Ich möchte daher

an Hand dieſer Anderungen die Regelung , wie die



60

nunmehr

el; ich

beſprechen Es

ſelbſt werde nur

Kommiſſion ſie erſtrebt

handelt ſich um zwei Artil

über den erſten Artikel referieren

Da kommen zunächſt die Ziffern 1 und 2 in

Frage : Abänderung der 88 14 und Abſ . 1 der

Kirchenverfaſſung .

Es handelt ſich um die Ar wie die unſtändigen

Geiſtlichen das ſind die Vitare und die Pfarr

verwalter ſich an 3 — — kirchlichen Leben il

Zukunft zu beteiligen das Recht haben ſollen . Die

Vikare und die Pfarrverwalter ſind geborene Mit

glieder des Kirchengemeinderats und des

gemeindeausſchuſſes , und ſie haben nach unſerer bis

herigen Verfaſſung im Ausſchuß auch das Recht

gehabt , ſich an allen Wahlen , die derſelbe vorzu

nehmen hat , zu beteiligen . Wir haben nun die Auf

faſſung gehabt , daß das eine Regelung iſt , die doch

zu außerordentlichen Mißſtänden führt . Die

ſind in der Regel Perſönlichkeiten , die nur ganz

kurz in einer Gemeinde ſind und infolgedeſſen mit

der Gemeinde an ſich nicht verwachſen ſind . Es iſt

daher doch eine eigene Sache , ihnen das Recht zu

verleihen , ſich an den Wahlen zu beteiligen , durch

die Leute gewählt werden , die dann berufen ſind ,

über das kirchliche Wohl ihrer Gemeinde zu ſprechen

und darüber abzuſtimmen .
Wir haben es weiter großen Mißſtand

betrachtet , daß man den Pfarrverwaltern das Recht

geben will , ſich an den Pfarrwahlen zu beteiligen
Es iſt ja ein ſehr häufiger Fall , daß der Pfarr
verwalter ſelbſt Kandidat für die vorzunehmende

Pfarrwahl iſt , und da kommt er ſelbſtverſtändlich in

eine außerordentlich unangenehme Lage , wenn es

etwa von ſeiner Stimme abhängen ſollte , ob er nun

gewählt wird oder nicht

Infolgedeſſen ſchlägt Ihnen die Kommiſſion

Vikare

als einen

mit allen Stimmen gegen eine vor , daß die

unſtändigen Geiſtlichen das den Mitgliedern des

Kirchengemeindeausſchuſſes zuſtehende Wahlrecht

nicht ausüben dürfen , ſofern nicht die Verfaſſung

eine ganz beſondere Ausnahme zuläßt das wäre

eine Abänderung des S 14 der Kirchenverfaſſung —;

und ſie ſchlägt Ihnen weiter vor , daß an der Pfarr⸗

wahl , bei der der Kirchengemeindeausſchuß die

Rechte auszuüben hat , die unſtändigen Geiſtlichen

nicht teilnehmen dürfen , auch nicht die Pfarrver

walter — iſt eine Abänderung des §S 21 Abſ . 1
KV . Dagegen ſoll den Pfarrverwaltern das Recht

gegeben werden , wenigſtens die Abgeordneten zur

Bezirksſynode mit zu wählen , ebenſo wie ja dann

ſelbſt in der Bez

Recht haben ſollen

verwalter

weiter das

die Pfarr zirksſynode wieder

das iſt ja in der

Verfaſſung vorgeſehen die Dekane zu wähler

Das wären die Abänderungen , die zunächſt zu

dieſen beiden Punkten zu beſprechen wären .

Darnach folgt zunächſt die Abſtimmung über die

Ziffern 1 und 2 des Artikels 1 in der Faſſung des

Antrags Schäfer - Fitzer werden , ohne

daß eine Unte
angenommen

iffern

Wortmeldung erfolgt wäre

DSchäfer : Die Ziff . 3

nderung des § 70 der Kirchen

verfaſſung . Mit dieſem Antrag wird begehrt , daß

diejenigen Geiſtlichen , die kein Gemeindepfarramt

bekleiden , die ſogenannten landeskirchlichen

lichen , denen die Jugendpfarrer und die Wohl

fahrtspfarrer gehörer Wahlrecht nicht ausüben

dürfen . In § 70 der Kirchenverfaſſung iſt geſagt ,

daß dieſe Geiſtlichen mit beratender oder beſchließe

der Stimme Mitglied des Kirchengemeinderats , des
Kirchengemeindeausſchuſſes oder der Bezirksſynode

ſein können , unter zwei Vorausſetzungen : erſtens

daß die Kirchenregierung es beſtimmt , und zweitens

daß der Kirchengemeinderat oder Kir

ausſchuß zuſtimmt , oder die

nahme in ihre Körperſchaft beſchließt

Frage , ob man dieſen Herren auch das Wahlrecht

geben will . Ziff . 3 des Antragsd5 rags ſieht vor , daß

dieſe Geiſtlichen das den 33 — des Kirchen

gemeindeausſchuſſes und der Bezirksſynode zu

ſtehende Wahlrecht nicht ausüben dürfen , und zwar

in Abänderung dem bisherigen Zuſtand
Die Mehrheit der Kommiſſion hat ſich nicht auf

den Boden dieſes Antrags geſtellt ; ſie iſt der Auf

faſſung , daß man dieſe Jugendpfarrer und ähnliche

Pfarrer zu Pfarrern zweiter Klaſſe machen , ſie bis

zu einem gewiſſen Grade degradieren würde , wenn

Berichterſtatter Abgeordneter

behandelt die Abä

Geiſt

chengemeinde

iode die Auf

Es iſt die

egzirksſyBeztris
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man ihnen das Wahlrecht entziehen würde , obwohl

ſie ja ordentliche Mitglieder des Kirchengemeinde —

ausſchuſſes oder der Bezirksſynode ſind , und der

Ausſchuß empfiehlt Ihnen daher mit 6 gegen 5

Stimmen die Ablehnung dieſer Ziff . 3 des Antrags .

Abgeordneter Eckert : Ich wundere mich darüber ,

daß in der Berichterſtattung durch den Herrn Ab

geordneten Schäfer nicht auch davon geſprochen

worden iſt, daß bei einer erſten Behar W dieſer

Materie underes Abſtimmungsergebnis nach

neine lege hat Es

eine f geweſen , daß der

lich 1das Wahlrecht nicht gegel
2 R0o rISantn E 811aus der Erwägung heraus

Geiſtlichen zum allergrößten Teil mindeſtens genau

ſo wenig Kontakt mit dem Gemeindeleben
——

die unſtändigen Geiſtlichen . Es iſt damals nicht nur

von unſerer Fraktion , ſondern auch von anderen

Fraktionen darauf hingewieſen worden , daß durch

die Erteilung des Wahlrechts Schr vierigkeiten da

durch entſtehen ki daß z. B. bei Pfarrwahlen

der Ausſchlag für Beſetzung einer Pfarrſtelle
durch die vor allen Dingen in den ſtädtiſchen Ge

meinden in einer größeren Zahl vorhandenen landes

kirchlichen Pfarrer gegeben werden könnte . Wir

halten es überhaupt für einen Fehler , bei der

Beſetzung von Pfarrſtellen die Pfarrer mitſtimmen :

nach unſerer Überzeugung ſollten nur die Laien

gefragt werden . ( Sehr richtig ! beim Volkskirchen⸗

bund . ) Mindeſtens aber möchten wir verhindern , daß

die landeskirchlichen Pfarrer das Wahlrecht bekom

men in einer Angelegenheit , für die ſie nach unſerer

Überzeugung nicht zuſtändig ſind .

Abgeordneter D. Frey : Der Antrag Schäfer
Fitzer iſt durch die Mehrheit des Ausſchuſſes nach

träglich abgeändert worden . Ich habe keine Ge

legenheit gehabt , heute morgen , als in einer neuen

Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes der Antrag 3 zu
§ 70 abgelehnt worden iſt , meine Stimme dagegen
zu erheben . Ich hätte ſonſt ſchon im Ausſchuß
darauf aufmerkſam gemacht , daß dadurch nichts
Gutes geſchaffen wird . Ich kann nicht zugeben , daß ,

wenn den landeskirchlichen Geiſtlichen , die im

Sitzung 61

Kirchengemeinderat , im Kirchengemeindeausſchuß

oder in der Bezirksſynode mit Stimmrecht zuge —

laſſen ſind , das Wahlrecht nicht verliehen oder nicht

belaſſen wird , ſie dann Pfarrer zweiter Klaſſe ſeien .

Das iſt eine falſche Charakteriſierung ; es ſind andere

Pfarrer . Daß es andere Pfarrer ſind , geht ſchon

daraus hervor , daß ſie auf andere Weiſe in ihr Amt

hineinkommen und daß ſie nicht von Haus aus Mit

glieder der Gemeindekollegien oder der Bezirksſynode

ſind ; ſie ſind es nicht , ſondern ſie können es nur

werden . Wir haben gehört , daß dazu zwei Voraus

ſetzungen gegeben ſein müſſen : erſtens daß ſie von

der Kirchenregierung dazu ernannt werden , und

zweitens daß ſie von der betreffenden Körperſchaft ,

in der ſie nachher Stimmrecht haben ſollen , auch

aufgenommen werden ; daß die Körperſchaft erklärt :

„ Jawohl , wir ſind einverſtanden , wir wollen Sie

als Vollmitglieder haben und Ihnen auch Stimm

recht darin verleihen . “ Beide Arten ſind ja möglich :

daß ſie ohne Stimmrecht und daß ſie mit Stimmrecht

hineinkommen . Ich glaube , wir dürfen uns freuen ,
wenn landeskirchliche Geiſtliche die Erfahrung , die

ſie in ihrem Amt ſammeln , durch Mitarbeit in der

Gemeindeverwaltung der Gemeinde zur Verfügung

ſtellen ; und von dieſem Geſichtspunkt aus beſteht ,

glaube ich , kein Bedenken dagegen , daß ſie in g

eigneten Fällen durch Ernennung der Behörde mit

Zuſtimmung der betreffenden Körperſchaft , der Ge —

meinde oder der Bezirksſynode , zu deren Mitgliederr

mit Stimmrecht ernannt wer

um die Wahlen handelt , dann hande es ſich 1

die Ausübung , ich möchte ſagen , der Hoheitsrechte

der Gemeinde , nicht um die Arbeit Ich ſtehe per

ſönlich — ich ſage ausdrücklich nur : perſönlich

durchaus auf dem Standpunkt , den der Herr Ab

geordnete Eckert vorhin gekennzeichnet hat , daß es

nicht als richtig anzuerkennen iſt , daß die Pfarrer
mitwählen . ( Sehr richtig ! ) Die Pfarrer ſind als

Pfarrer , weil ſie in dieſem Berufe ſtehen , Mitglieder
der betreffenden Körperſchaft und haben infolgedeſſen

ebenſoviel zu ſagen wie jeder gewählte Vertreter der

Gemeinde . Daß man aber dann , wenn diejenigen

ausgeſucht werden , die die Gemeindeglieder in der

Körperſchaft zu vertreten haben , auch den Pfarrern

10
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ein Stimmrecht gibt , das halte ich an ſich nicht für

richtig . Ich will zwar einwenden ,

daß man die ein Pfarramt verwaltenden Geiſtlichen

an der iligen läßt ; wenn aber jetzt

darüber hinaus auch die lan

* —
ichen Geiſtlichen

zur Wahl werden ſollen die unter

Umſtänden gar nicht mit der Gemeinde

nichts dagegen

zugelaſſen

in dieſe hineingekommen ſind , aber wenigſtens nur

mit ihrer in das Kollegium kommen

können es in der Tat vorkommen ,

daß eine derartig große Zahl von Geiſtlichen ſich

an der Wahl beteiligt , daß die Gemeinde in ihren

Rechten beeinträchtigt wird und daß unter Um

ſtänden der Fall wird vielleicht ſchon dageweſen

ſein , jedenfalls liegt er nicht außer dem Bereich der

durch die Stimme eines oder

landeskirchlicher Geiſtlicher ( wir

einer großen Gemeinde deren fünf

haben ) die Auswahl z. B . des —
ers für

Möglichkeit — gerade

zweier oder dreier

können in

ſechs

Oder

eine Gemeinde beſtimmt wird , und das iſt denndoch

ein Unrecht . Die Gemeinde ſoll ſich ihren —
ſelbſt wählen , und er ſoll ihr nicht g

von Pfarrern , die mit der ſpeziellen

nichts zu tun haben .

Wir ſind deshalb dagegen , daß

Ziff . 3 abgeändert wird .

Wir machen auch darauf aufmerkſam , dieſe

ganze Vorlage verfaſſungändernd iſt ( Sehr richtig ! ) ,

ſo daß alſo die Beſchlußfaſſung nur erfolgen kann

mit einer Zweidrittelmehrheit . Man kann darüber

ſtreiten , ob jede einzelne Ziffer als einzelnes Ab —

ſtimmungsobjekt aufzufaſſen iſt , ſo daß beiſpielsweiſe

jewählt werden

Gemeinde gar

der Antrag unter

daß

die Ziff . 1 angenommen und die Ziff .2 abgelehnt

werden kann , oder ob man das Ganze als eine ein

heitliche Geſetzesv betrachten ſoll , über die

dann eine Schluß nmung ſtattfindet . Nach

meiner Meinung wäre es das Richtige , wir würden

weil es verſchiedene , nichtzuſammenhängende Ma

terien ſind , jeden Punkt einzeln erledigen . Es iſt

Verfaſſung dasnicht ein geſetz , ein Ganzes bildet ,

ſondern es ſind einzelne Dinge herausgegriffen , ſo

daß man ſie ſehr wohl einzeln erledigen kann . Wenn

das aber nicht beliebt wird , ſo müßten wir , falls

der Abänderungsantrag angenommen werden ſollte ,

itzung

Konſequenzen bei der Abſtimmung über

ziehen .

nachher die

das gan ze Geſetz

Hohe Sy Ich meine ,

man nicht , wie der Herr

hat , die Frage der

der Pfarrer bei der

hier um

ollen die

behalten ,

Abgeordneter Seitz : node !

in dieſem Augenblick ſollte

handelt ſichPfarrwahl

eine ganz ſpezielle Frage , um die Frage :

landeskirchlichen Pfarrer ihr 1

Rechte

altes Recht

oder ſollen ſie in ihrem verkürzt werden ?

Herr Abgeordneter
D. Frey , ich mache Sie darauf

aufmerkſam Verfaſſungsparagraph , wenn

cb dſen Gemeinden ein

atten , nimmt ( Zuruf von derRecht , das ſie bi

volkskirchlichen Gruppe : den Pfarrern , nicht den

Gemeinden ! nein , bitte , laſſen Sie mich aus

reden , den Gemeinden ! Die Kirchengemeinden haben

2 das ehabt ,

nae chdenm die i beſchloſſen hatte : wir

ſind dafür , daß die landeskirchlichen Pfarrer in den

wenigſtens bisher nach § 70 Abſ . Recht ge

Knde inderat und ⸗ausſchuß kommen , dann

den neuen Pfarrern das volle Recht in dem Kirchen

gemeinderat und Kirchengemeindeausſchuß zu geben .

Jetzt aber wird dieſen Kirchengemeinderäten und

ausſchüſſen das Recht auch ihren

Pfarrern , die nach § 69 ihnen gewählt ſind ,

das Pfarrwahlrecht mit zu geben ; bisher hatten ſie

es . Ich habe alſo recht : es iſt eine Verkürzung des

Gemeinderechts . Ich möchte Herrn D. hierauf

beſonders aufmerkſam machen

Sodann , Hohe Synode : Dieſe Pfarrer , die nach

§ 69 ernannt ſind , in Freiburg ,

gewählt von der G

genommen ,

von

Frey

ſind , wie z. B

emeinde . Ich mache darauf auf

daß , wenn eine normale Pfarrwahl kommt ,

dann von dem Evang — — über die

Kirchenregierung der Gemeinde acht Bewerbernamen

vorgelegt werden . Wenn es ſich aber um einen

ſolchen landeskirchlichen Pfarrer handelt , dann darf

die Gemeinde ſich den Pfarrer erwählen in einer

Kirchengemeindeausſchußſitzung , und ſie kann ſich

ihn frei auswählen aus den Geiſtlichen von Wert —

heim bis nach Konſtanz , ohne an eine Vorſchlagsliſte

gebunden zu ſein . Das iſt doch ein erhebliches Recht
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das hier die Kirchengemeinde hat . Wenn ſich nun

die Kirchengemeinde unter allen Pfarrern einen

Pfarrer erwählt hat , ſo hat ſie ihm doch wirklich
einen beſonde Vorzug gegeben . Und dieſer Mann ,
der gewählt iſt, ſoll nun bei einem gewiſſen Teil

Berechtigungen des Kirchengemeindeausſchuſſes
ite treten : alles ſchaut auf und ſagt : „ Ja , der

andeskirchliche Pfarrer darf nicht mitwählen , dieſes

Recht hat er nicht . “

beſo

it in der Gemeinde und ſolle entpolitiſiert

he Pfarrer habe eine

zut , wer nicht das Bedürfnis hat mitzu

wählen , kann ja dann ruhig auf dieſes ſein Wahl

recht verzichten ; aber verkürzen Sie nicht die P

Ich will nicht den Au Sdruck gebrauchen , daß ſie da

durch Pfarrer zweiter Klaſſe werden ; aber ſiele
1könnten wirklich in den Verdacht von ſolchen kom

men in der Meinung der einzelnen Mitglieder des

Kirchengemeindeausſchuſſes , die nicht darüber unter

richtet ſind , aus welchen Motiven Sie dieſe Ver⸗

kürzung der Pfarrer geſchaffen haben .

Ich bitte alſo : Geben Sie den landeskirchlichen

Pfarrern dasſelbe Recht wie den Gemeindepfarrern !

Abgeordneter D. Frey : Es iſt richtig , daß in der

Verfaſſung , wie wir ſie vor ein paar Jahren ge

ſchaffen haben , die Möglichkeit eröffnet wurde , den

landeskirchlichen Pfarrern volles Recht , auch das
WW̃ahlrecht , zu geben . Ich betrachte das als einen

Mangel . Es war eine gewiſſe Kurzſichtigkeit , daß

wir damals ſo weit gegangen ſind . Wie wir nun

an der einen und anderen Stelle Mängel , die wir

entdeckt haben , beſeitigen , ſo haben wir den Wunſch ,
daß auch dieſer Mangel beſeitigt wird .

Herr Abgeordneter Seitz hat davon geſprochen ,
daß das Gemeinderecht verkürzt würde . Gewiß ,
formal , auf dem Papier wird es verkürzt ; aber wir

wenden uns ja gerade dagegen , daß das materielle

Gemeinderecht dadurch verkürzt wird , daß unter

Umſtänden gar zu viele Pfarrer in den Gemeinde —

körperſchaften ſind ( Zuruf von der Kirchlich - poſitiven

Siebente Sitzung . 63

Vereinigung ) , und das materielle Recht , das wirk

liche Recht , Herr Kollege Seitz , iſt mir doch immer

noch viel lieber als das formale . ( Abgeordneter
Seitz : Ich habe den für mich günſtigen Punkt

herausgeleſen Heiterkeit . ) Dieſes Recht haben

Sie !

Ich mache Sie darauf aufmerkſam , was die

Folge wäre , ja ſein müßte , wenn anders beſchloſſen

wird . Wir haben bisher in der Sache noch nichts

getan ; aber der Zeitpunkt iſt vorbei , wo wir ſchwei

gen . Wenn es bleibt wie bisher , dann werden !

bei jeder Gelegenheit , wo immer wir können , die

Gemeinden auf das allerdringendſte warnen , noch

irgendeinmal einen landeskirchlichen Pfarrer in dei

Kirchengemeindeausſchuß aufzunehmen , damit ſie

nicht in dieſe Gefahr kommen ; und dann iſt , glaube

ich, das , was dabei herauskommt , weniger gut als

das , was geſchieht , wenn Sie unſerem Wunſche
nachgeben , nämlich daß wir keine Schwierigkeiten
machen , ſie hereinzulaſſen , ſie mitarbeiten zu laſſen ,

aber ohne ſie an den Hoheitsrechten der Gemeinde

teilnehmen zu laſſen Wenn z. B. die Vertreter

in die Bezirksſynode gewählt werden , der die

Pfarrer als geborene Mitglieder
ſollen die Weltlichen ihre Vertreter

ſie brauchen dabei keine Bevormund

Dutzend oder wie viel Pfarrer ! i

ich nicht für recht , und deshalb bin ich gegen den

jetzigen Zuſtand
Ich will mich nicht weiter dar

aber ich mache Sie auf

iſt nicht gut , und es hat ſeine

hier unſerem Wunſche nicht glauben llfahren zu

können . Ich bin der Meinung geweſen , daß die

Anderung auch von Ihrem Standpunkt aus wirklich

gut zu rechtfertigen wäre ; denn der Antrag , der hier

geſtellt iſt und den ich verteidige , hat die Unter

ſchriften der Herren Schäfer und Fitzer ; das ſind

zur Zeit die zwei führenden Juriſten : der eine auf

Ihrer Seite und der andere auf unſerer Seite . Ihr
Vertreter iſt nachher von der Fraktion desavouiert

worden ; Sie werden es uns alſo nicht verübeln

können , wenn wir hier den Antrag , den die beiden

Herren urſprünglich geſtellt haben , als den unſrigen

10*
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betrachten und verſuchen , ihm zum Siege zu ver

helfen .

Abgeordneter Kappes : Als einer , der zu dieſer

Sonderklaſſe von Pfarrern gehört , möchte ich aus der

Stimmung der landeskirchlichen Pfarrer ( Zuruf von

der Kirchlich - poſitiven Vereinigung : aller ? ) — ja ,

die landeskirchlichen Pfarrer haben über dieſe Dinge

ſchon geſprochen : vor allem hat Jugendpfarrer Lutz

Mannheim dieſen Standpunkt vertreten — möchte

ich ſagen , daß wir es wünſchen , daß wir heraus

genommen werden aus dieſer ganzen Wahlver⸗

pflichtung . ( Bravo ! bei der Kirchlich⸗liberalen Ver⸗

einigung . ) Wenn es einmal ſo käme , daß mit unſerer

Stimme eine Entſcheidung gefällt würde , ſo würde

das wieder an unſerem Amt und an uns perſönlich

hängen und unſere ſachliche Stellung beeinträchtigen .

Ich darf der Synode vielleicht eine ſpaßige Ge⸗

ſchichte dazu erzählen . Ich hatte , weil niemand auf

den Paragraphen gekommen iſt , in allen Körper

ſchaften in Karlsruhe unbeanſtandet das Wahlrecht

als Jugendpfarrer im Kirchengemeinderat , in der

Bezirksſynode , überall , und nun kam ich in die Ver⸗

legenheit , daß bei der Mathematik , die allemal einer

Wahl vorausgeht , meine Stimme bei der Dekanats⸗

wahl die Entſcheidung gegeben hätte . Man hat dar

nach den Paragraphen entdeckt und mir nachher das

Wahlrecht genommen . ( Hört ! hört ! bei der volks

kirchlichen Gruppe . ) Solche Eingriffe in ein von mir

damals ſubjektiv bona fide ausgeübtes Wahlrecht

ſind mir von poſitiver Seite her paſſiert . ( Zuruf von

den Poſitiven . ) Als wir Jugendpfarrer uns einmal

über dieſe Sache beſprochen haben , da haben wir

uns untereinander geſagt : es iſt viel beſſer , wir

ſtehen außerhalb dieſer ganzen Wahl . — Ich wollte

das auch zur Unterſtützung der formalen Dinge , die

vom Herrn Abgeordneten Frey gebracht worden

ſind , ſagen . ( Bravo ! bei den Liberalen . )

Berichterſtatter Abgeordneter Schäfer : Ich möchte

in rechtlicher Beziehung dem Herrn Abgeordneten

Frey entgegenhalten , daß die Annahme dieſer Ziff . 3

eine Verfaſſungsänderung bedeutet , aber nicht die

Ablehnung ; denn nach dem bisherigen Zuſtand hatte

ein Jugendpfarrer , wenn die Kirchenregierung be

Sitzung

ſtimmte , daß er beſchließende Stimme haben ſolle ,

ein Wahlrecht , und dieſe Ziff . 3 will ihm dieſes

Wahlrecht nehmen .

Vizepräſident Wilhelm Schulz : Es wünſcht nie

mand mehr zu dieſer Ziff . 3 das Wort . Dann ſtellen

wir ſie zur Abſtimmung , und zwar im Sinne des

Antrags der Kommiſſion , wonach die Ziff . 3 abzu

lehnen ſei . Wer gegen die Ablehnung von Ziff . 3

iſt , alſo für die Annahme von Ziff . 31 ( Zuruf . ) Der

Kommiſſionsantrag geht auf Ablehnung . ( Abgeord

neter Bender - Mannheim : Die Sache iſt nicht allen

klar . ) Die Sache iſt ganz klar . Wir haben eben die

Auseinanderſetzung gehabt , was verfaſſungändernd

iſt und was nicht . Alſo 23 ſind gegen die Ab⸗

lehnung . Wer iſt für die Ablehnung ? ( Zuruf : des

Kommiſſionsantrags ? ) Für den Kommiſſionsantrag !

Dazu braucht man alſo keine Zweidrittelmehrheit .

Abgeordneter Eckert ( zur Geſchäftsordnung ) :

Ich bitte doch , dieſe Frage erſt einmal zu prüfen

und die Verbindlichkeit dieſer Abſtimmung ſo lange

auszuſetzen , bis die Frage der Rechtsgültigkeit ein

wandfrei geprüft iſt

Vizepräſident Wilhelm Schulz : Wir wollen alſo

die Stimmen zählen . 23 ſind gegen die Ablehnung

von Ziff . 3 und die anderen 21 Stimmen ſind für

die Ablehnung . — Mir ſcheint nach meinem Laien⸗

verſtand klar zu ſein , daß das , was verfaſſung —

ändernd iſt , mit Zweidrittelmehrheit angenommen

werden muß , daß dagegen das , was in der Ver

faſſung bleibt , nicht die zwei Drittel braucht , ſondern

daß dafür die abſolute Mehrheit genügt . Das iſt

doch eigentlich logiſch und klar . Wenn Sie aber

vollen , daß wir darüber eine Kommiſſion zuſammen

etzen , die das beraten ſoll , ſo möchte ich doch bitten ,

daß wir nicht noch einmal abzuſtimmen haben . Für

den Fall , daß Sie meiner Auffaſſung und der Auf⸗

faſſung , die der Herr Berichterſtatter vertreten hat ,

zuſtimmen , iſt die Sache erledigt . Wünſchen Sie die

Kommiſſion ? Offenbar nicht . ( Abgeordneter

Eckert : Der Antrag iſt geſtellt ; darüber muß ab —

geſtimmt werden . ) Er iſt geſtellt ? ( Abgeordneter

Eckert : Natürlich ! ) ( Die Mitglieder der Kirchlich⸗
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liberalen Gruppe entfernen ſich aus dem Saal . )

Alſo es iſt der Antrag geſtellt . Er iſt geſchäfts —

ordnungsmäßig , und wir können alſo darüber

befinden . Wer dafür iſt , daß eine Kommiſſion

gebildet wird , die prüft , ob wir eine Zweidrittel⸗

brauchen , um die Verfaſſung aufrechtzu —
halten darum handelt es ſich doch ( Zuſtim —

mung ) oder ob eine einfache Majorität dazu
genügt , die Verfaſſung gegen Anderungen zu

ſchützen

Abgeordneter Bender⸗Mannheim : Selbſtverſtänd⸗

lich wünſchen auch wir , daß man ſich über die

geſchäftsordnungsmäßige Erledigung der Sache

einigt . Wir können dagegen nicht ſein , obwohl nach

unſerer Überzeugung die Sache an und für ſich

klar iſt

Vizepräſident Wilhelm Schulz : Dann wollen

wir gleich die Herren beſtimmen . Ich ſchlage eine

Fünferkommiſſion vor . Darf ich um Ihre Vorſchläge
bitten !

Abgeordneter Bender - Mannheim : Wir ſchlagen
den Herrn Landgerichtsrat Schäfer vor

Vizepräſident Wilhelm Schulz : Werden andere

Vorſchläge gemacht ? ( Zuruf : Zu was ? ) Zu einer

Kommiſſion , die — wie der Herr Abgeordnete Eckert

es wünſcht und wie es offenbar von ſeiner Gruppe
unterſtützt worden iſt darüber beraten ſoll , ob

Abſtimmungen , welche die Verfaſſung in ihrem be

ſtehenden Zuſtand erhalten , die Zweidrittelmajorität
brauchen .

Abgeordneter D. Frey : Das iſt ausgeſchloſſen .
Da braucht man keinen Ausſchuß . ( Sehr richtig !
bei den Poſitiven . ) ( Vizepräſident : Er iſt aber be⸗

antragt . ) Das beweiſt nichts . Nur eine Abänderung
bedarf einer Zweidrittelmehrheit , dagegen nicht die

Aufrechterhaltung . Das iſt ganz klar .

Was uns aber unangenehm war , iſt dies : Wir

hatten gar keine Gelegenheit , uns darüber auszu⸗

ſprechen , wir haben in der Schnelligkeit gehandelt .
Heute morgen iſt in dieſem Punkte im Ausſchuß
plötzlich eine neue Situation dadurch geſchaffen wor —

den , daß der bisherige Beſchluß verändert wurde .

Sitzung . 65

Wir haben noch keine Fraktionsſitzung gehabt , in der

wir dazu Stellung nehmen konnten . Das iſt eine

Art und Weiſe , wie meiner Meinung nach ſo Wich —

tiges nicht behandelt gehört , und wir werden daraus

die Konſequenzen ziehen .

Abgeordneter Bender⸗Mannheim : Ich kann nur

feſtſtellen , daß auf unſerer Seite auch keine Frak

tionsſitzung ſtattgefunden hat , und daß auch auf

unſerer Seite Abgeordnete ſitzen , die von dieſer Ver

änderung der Sachlage nichts gewußt haben . Alſo

irgendein dolus kann hier wirklich nicht konſtatiert

werden . ( Abgeordneter D. Frey : Nein ! ) Aber es

ſtand Ihnen ja frei , die Sitzung unterbrechen zu

laſſen und ſich mit Ihren Freunden zu beſprechen .
Dem wäre ganz gewiß niemand im Wege geweſen .
Ich weiß nicht , was das bedeutet , daß Sie von

„ Konſequenzen “ ſprechen . ( Abgeordneter D. Frey

Wir werden uns bei den anderen Abſtimmungen

enthalten . )

Vizepräſident Wilhelm Schulz : Nun darf ich mir

dazu ein Wort erlauben : Damit wäre es ja nicht

möglich , den ganzen Artikel durchzubringen ; das iſt

ja dann alles umſonſt . ( Abgeordneter D. Frey : Sehr

richtig ! ) Hat das ſo viel Gewicht ?

Abgeordneter D. Frey : Ja , nach unſerer Mei

nung hat das ſo viel Gewicht . Dieſer Artikel ſieht

vor , ein Wahlrecht , das bisher manchen Geiſtlichen

gegeben war und das ſich in der Praxis als nicht

gut bewährt hat , bei den unſtändigen Geiſtlichen

zurückzudämmen ; für uns liegt das Wahlrecht der

landeskirchlichen Pfarrer auf der gleichen Linie ;

wenn die Anderung bei den landeskirchlichen Geiſt

lichen nicht erfolgt , haben wir kein Intereſſe daran ,

daß es bei den unſtändigen geſchieht . Die Ab

ſtimmungen ſind ja zum Teil ſchon erfolgt , wir

können daran nichts mehr ändern ; aber bei den

folgenden Abſtimmungen werden wir uns enthalten
und dadurch verhindern , oder zu verhindern ſuchen
—ich weiß ja nicht , ob es gelingt —, daß nur

einſeitig nach Ihrem Wunſch den einen das Wahl⸗

recht beſchnitten wird , und nicht auch den anderen ,

wie wir es gewünſcht haben .



Vizepräſident Wilhelm Schulz : Sollte es denn

nicht zweckmäßig daß man die Verhandlung ,

wenn uns das in Ausſicht ſteht , zurückſtellt und ver

ſucht , ſich noch einmal untereinander zu verſtändigen

und morgen weiterzufahren ?

er ſein ,

Abgeordneter Bender⸗Mannheim : Ich ſtelle den

Antrag , die Beratung über dieſen Gegenſtand aus

zuſetzen ( Vizepräſident Wilhelm Schulz : Über Art . 1

und 2 oder über das ganze Geſetz ? ) Über das ganze

Geſetz ; denn für das ganze Geſetz iſt ja vorhin mit

„ Konſequenzen “ gedroht worden .

Frey : Zu Artikel 11

( Abgeordneter D

Vizepräſident Wilhelm Schulz : Das iſt ja dann

gleich . Es wird ſich alſo empfehlen , es auszuſetzen

und noch einmal miteinander zu ſprechen . Wenn

man ſich einigen kann , dann iſt es ja eine Kleinigkeit ,

das wieder zu bringen ; und wir haben noch in

tereſſante Punkte , die uns noch beſchäftigen werden .

— Wer dafür iſt , daß die Beratung ausgeſetzt wird ,

erhebe ſich . — Das iſt die überwiegende Mehrheit ,

beinahe Einſtimmigkeit

b. Bitte von Mitgliedern der Kirchengemeinde

Durlach⸗Aue , die Beſetzung der Pfarrei Durlach⸗

Aue betr .

Berichterſtatter Abgeordneter D. Frey : Hohe

Synode ! Es iſt mir keine Freude , aber eine Pflicht ,
im Namen des Ausſchuſſes Ihnen über dieſen Ge —

genſtand zu berichten .
Es handelt ſich um die Kirchengemeinde Durlach —

Aue . Ich muß Ihnen —in möglichſter Kürze

ein Bild davon entrollen , wie die Verhältniſſe waren

und ſind , damit Sie ſich ein Urteil bilden können

Aue gehörte zur Kirchengemeinde Durlach und

war ein ſelbſtändiges Pfarrvikariat . Im Juli 1925

hat die Kirchenregierung den Kirchengemeinderat

erſucht , die Vorbereitungen zur Errichtung einer

Pfarrei zu treffen . Im September 1925 wurde

Pfarrvikar Theophil Burgſtahler nach Durlach - Aue

verſetzt . Im Februar 1926 hat eine Abordnung des

Kirchengemeinderats den Herrn Kirchenpräſidenten

erſucht , den Pfarrvikar Burgſtahler zum Pfarrer der

Gemeinde zu machen . Im Dezember 1926 wurde

dann die Pfarrei errichtet . Im Januar 1927 erſchien

neuerdings eine Abordnung der Gemeinde beim Kir —

chenpräſidenten , er möchte Burgſtahler zum Pfarrer

von Aue ernennen . Und in einer Eingabe , die zahl⸗

reiche Mitglieder des Kirchengemeindeausſchuſſes von

Aue an die Landesſynode im April d. J . — der Tag

iſt nicht angegeben gerichtet haben , ſchreiben ſie :

„ Wir wollten unſerer Gemeinde mit dieſem Antrag

die Koſten und Mühen einer Pfarrwahl erſparen ,

da für uns nach Lage der Dinge doch kein anderer

Pfarrer als Herr Burgſtahler in Betracht kam . “ Kurz

darauf wurde dann die Pfarrei zur Beſetzung durch

Pfarrwahl ausgeſchrieben . Die Kirchenregierung iſt

alſo nicht darauf ſondern

wollte gewählt haben . eine Un

freundlichkeit gegen die Gemeinde ; denn nach der

Verfaſſung hat die Kirchenregierung im ganzen Jahr

nur zehn Pfarreien zur Ernennung frei und muß

deshalb nach ihren Geſichtspunkten die Auswahl

treffen . In der nach dem Alter geordneten Bewerber

liſte für die Pfarrwahl war Herr Burgſtahler der

zwölfte . Die älteſten acht wurden vorgeſchlagen auf

Grund des § 61 der Verfaſſung . Unter dieſen war

alſo Burgſtahler natürlich nicht , denn er war ja erſt

der zwölfte . Bei der Pfarrwahl übte der Kirchen

gemeindeausſchuß Aue ſein Wahlrecht nicht aus , und

zwar bei beiden Abſtimmungen , ſondern gab zweimal

weiße Zettel ab .

Nunmehr mußte die Kirchenregierung die Pfarrei

durch Ernennung beſetzen nach §S 66 Abſ . 1 Ziff . 2

KV . Die Kirchenregierung wurde von Aue aus

erſucht , jetzt den Herrn Pfarrvikar Burgſtahler zum

Pfarrer zu ernennen . Sie tat dies nicht , ſondern

ernannte den Pfarrer Roß in Kirnbach . Nun gab

es Kirchenrevolution in Aue , die zur Folge hatte ,

daß der Kirchengemeinderat und der Kirchen —

gemeindeausſchuß vom Oberkirchenrat aufgelöſt

eingeganget ernennen ,

132 ＋ 4 AAhDas iſt ja nicht

wurden . Die Neuwahl ergab kirchenpolitiſch kein

anderes Bild , als die früheren Körperſchaften es

zeigten .

Eine Anzahl der Mitglieder des Kirchen —

gemeindeausſchuſſes wandte ſich nunmehr an die

Synode mit der Bitte zu beſchließen :
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1. Es ſoll durch einen Unterſuchungsausſchuß
oder durch das kirchliche Dienſtgericht feſtgeſtellt
werden , ob das Verhalten des Herrn Prälaten in

dieſer Angelegenheit einwandfrei war oder nicht .

e Ernennung des Pfarrers Roß in

ſoll im Hinblick darauf , daß er von der

emeinde in zwei Wahlgängen abgelehnt worden

war , für ungültig erklärt werden

Mit der Eingabe aus der Gemeinde Aue wurde
dem Rech Sſchuß auch gleich ein Antrag der
Abgeordne Fiſcher ). Frommel und Janſon
vorgelegt des Wortlauts

Wunſche , es ſoll durch einen Unter

usſchuß oder durch das Dienſtgericht
Iwerden , ob das Verhalten des Herrn

1 Fieſor Rſugologenha * 1AeiHdieſer Angelegenheit einwandfrei war
der nicht , ſoll nicht entſprochen werden

2. Dem Wunſche der Vertreter , es ſoll die

Ernennung Pfarrers Roß in Kirnbach im
Hinblick darauf , daß er von der Gemeinde in zwei
Wahlgängen abgelehnt worden war , für ungültig
rFerklärt werden , iſt inſoweit zu entſprechen , daß

durch Verſetzung des Pfarrers Roß , durch deſſen
Wahl oder Ernennung auf eine andere Stelle ,
der Gemeinde Durlach - Aue Gelegenheit gegeben
wird , von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen

Zu dem erſten Punkt , der ſich mit der Dienſt

führung des Herrn Prälaten befaßt und ſagt , es
ſolle unterſucht werden entweder durch einen Unter

ſuchungsausſchuß den wir etwa zu bilden hätten
oder durch das kirchliche Dienſtgericht , ob das

Verhalten des Herrn Prälaten in dieſer Angelegen
heit einwandfrei war oder nicht , möchte ich folgendes
bemerken :

Schon als der Pfarrvikar Burgſtahler nicht auf
der Liſte ſtand , ſtellte er den Antrag — er hat ſeine
Bewerbung dann zurückgezogen —, es ſolle gegen
ihn eine dienſtpolizeiliche Unterſuchung eingeleitet
werden , damit feſtgeſtellt werde , ob er in dieſer &Sache
die Wahrheit geſagt habe oder nicht ; und es ſteht
jetzt in der Eingabe der Satz : „ Es hat in der
Gemeinde ein vielſagendes Aufſehen erregt , daß die
Behörde es nicht gewagt hat , dieſes Verfahren ein

Sitzung 6

zuleiten . “ Wir haben die Sache unterſucht , haben
die Mitteilungen der Kirchenbehörde darüber ent

gegengenommen und haben es für richtig gehalten ,
daß die Kirchenbehörde nach Lage der Dinge ein

ſolches Diſziplinarverfahren gegen den Pfarrvikar
Burgſtahler nicht eröffnet hat . Es war das ja auch

weiter gar nichts als in verſchleierter Form ein

Diſziplinarverfahren gegen den Herrn Prälaten ,
wie es ja jetzt in der Eingabe auch ausdrücklich
formell verlangt wird .

Um was handelt es ſich nun bei der Beſchwerde
gegen den Herrn Prälaten ? Burgſtahler war , bevor

er nach Aue kam , in Ruit ; er war im 7. Dienſtjahr
und war verheiratet . Die Wohnungsverhältniſſe in
Ruit waren gänzlich ungenügend , ſo daß Burgſtahler
das ſtarke Beſtreben hatte , von dort wegzukommen ,
und der Oberkirchenrat dieſen Wunſch als gerecht
fertigt auch zu erfüllen ſuchte . Aber unſtändige
Geiſtliche , die verheiratet ſind , an geeigneter Stelle

unterzubringen , iſt ungemein ſchwer . Als nun Aue
die Möglichkeit bot , da wurde dem Herrn Burg
ſtahler geſchrieben , er könnte nach Aue kommen

Herr Burgſtahler hatte Bedenken . Der Herr Prälat
hat darüber eine Ausſprache mit ihm gehabt und

verſucht , dieſe Bedenken zu zerſtreuen , und hat ihm

zugeredet , nach Aue zu gehen ; und weſentlich das
ſelbe — nach Ausſage des Herrn Prälaten hat
er ihm dann in einem Briefe vom 29 . Auguſt 1925
auch noch einmal geſchrieben . Von dieſem Brief ,
der zu den Akten gegeben wurde , haben wir
Ausſchuß Kenntnis genommen . Der Herr Prälat
hat es damals , im Auguſt 1925 , auch für möglich

gehalten , daß Burgſtahler bei der in einiger Zeit
in Ausſicht ſtehenden Beſetzung der Pfarrei vielleicht
unter die Bewerber kommen könnte , weil man nicht
daran gedacht hat , daß um dieſe Stelle ſich ſo viele
ältere Bewerber einfinden würden . Aber ein Ver

ſprechen iſt ihm , wie im Brief genau feſtgeſtellt
werden kann , nicht gegeben worden . Daß Herr
Burgſtahler ein Verſprechen aus den Worten des

Herrn Prälaten herausgehört oder aus ſeinem Briefe
herausgeleſen hat , iſt möglich ; denn er hat eben das

gehört , was er dabei gerne hörte ; aber er verſchaffte
ſich dadurch weder einen Rechtsanſpruch noch einen



Herr Burg —

ſtahler Prälat

gar nicht in der Lage iſt , ein bindendes Verſprechen

zu geben , ſondern daß er in der Kirchenregierung ,

wo die Bewerberliſte feſtgeſtellt wird oder wo die

Ernennung erfolgt , eben nur eine Stimme hat unter

den neun . Natürlich kann er , wenn er etwas zu

geſagt hat , nachher verſuchen , den Entſchluß der

Kirchenregierung in dem Sinne zu beeinfluſſen ; aber

ob ihm das gelingt , das iſt natürlich eine Frage

für ſich .

Auf die Bewerberliſte konnte Burgſtahler nicht

geſetzt werden , da ſich überraſchenderweiſe ſo viele

ältere Geiſtliche um die Stelle beworben haben . Wir

haben im Ausſchuß dieſe Frage auch noch geprüft

und ſind zu dem Ergebnis gekommen , wenigſtens

in der Mehrheit , daß es eine Bevorzugung bedeutet

hätte , wenn er unter die acht Vorgeſchlagenen ein

gereiht und vier ältere Bewerber hinter ihn zurück⸗

geſtellt worden wären . Zu einer ſolchen Bevor

zugung des Herrn Burgſtahler lag aber keinerlei

Anlaß vor , kein dienſtlicher und kein perſönlicher

Bei der Ernennung war die Kirchenregierung dann

freier ; aber ſie hat geglaubt , die Stelle einem anderen

Geiſtlichen geben zu ſollen , wozu ſie durchaus be —

rechtigt war .

Die Eingabe ſchließt daraus : „ Die Intereſſen

der Pfarrer wurden ſomit den Intereſſen der Ge

meinde abſolut vorangeſtellt . “ Der Ausſchuß kann

dieſe Auffaſſung nicht teilen . Männer und

Frauen , die die Eingabe unterſchrieben haben , gehen

von der Meinung aus , daß das Intereſſe der Ge —

meinde abſolut verlangt hätte , daß der Herr Burg

ſtahler , und kein anderer , auf die Pfarrei käme . Wir

haben mit der Kirchenbehörde nicht anerkennen

können , daß das richtig iſt . Es wird zwar öfters

einmal von einer Gemeinde eine derartige Meinung

vertreten ; aber wenn man das durchführen wollte ,

dann würden wir die Pfarrwahl aufheben . Denn

jetzt iſt es ſo , daß zwei Faktoren zuſammenwirken

müſſen : einmal die Kirchenregierung und dann die

Gemeinde . man nun den einen Teil aus

ſchaltet , dann wird ſicher ein Notſtand eintreten .

Wenn man z. B. der Kirchenregierung ſagen würde :

moraliſchen Anſpruch auf die Pfarrei .

mußte genau wiſſen , daß der Herr

Die

Wenn

„ Ihr müßt immer den nehmen , den die Gemeinde

will “ : Ja , dann muß ſie eben alle Bewerber . die

überhaupt geeignet ſind , auf die Liſte ſetzen und in

manchen Fällen ſogar ſolche , die nach der Über —

zeugung der Kirchenregierung nicht geeignet ſind .

Aber dann würde es in ſehr vielen Fällen ganz

unmöglich ſein , daß die Kirchenregierung verdiente

Männer , die auf entlegenen Stellen , wo doch auch

Pfarrer ſein müſſen , angefangen haben , ihren Beruf

auszuüben , nach einer Anzahl von Jahren von dort

wegbringt an eine Stelle hin , wie ſie nach ihrem

Lebensalter und nach ihren Familienverhältniſſen

notwendig iſt. Es kommt auch kaum jemals vor ,

daß für eine Stelle tatſächlich nur ein einziger Geiſt

licher geeignet wäre . Vielmehr hat ſich ja ſchon in

manchen Fällen gezeigt , daß ein anderer Geiſtlicher

als der im erſten Augenblick oder von

der Bevölkerung für richtig gehaltene ſich nachher

ſehr gut an der betreffenden Stelle bewährt hat .

Jedenfalls : wir haben die Pflicht , dafür zu ſorgen ,

daß die Beſtimmungen , wie ſie in der Kirchenver

faſſung gegeben ſind , aufrechterhalten werden , und

nach der Richtung hin haben wir die Eingabe und

die darin enthaltenen Behauptungen unterſucht .

Die Eingabe wendet ſich ferner dagegen , daß

man einen Pfarrer ernannt habe , der zweimal ab —

gelehnt worden ſei . Wir glauben , daß die Kirchen

behörde hier richtig geſehen hat , wenn ſie ſagte : Die

Bewerber , die auf der Liſte ſtanden , ſind nicht als

abgelehnt zu betrachten , weil die Gemeinde durch ihr

Nichtwählen ja bloß zum Ausdruck bringen wollte :

„ Wir wollen Burgſtahler und ſonſt niemand “ . Ein

Urteil über die Bewerber hat ſie damit

nicht gegeben . Ob es beſſer geweſen wäre , einen zu

nehmen , der nicht unter dieſen acht ſtand , iſt eine

Frage des Ermeſſens und in dieſes pflichtmäßige

Ermeſſen können wir nicht hineinreden .

Man hat beanſtandet , daß der Pfarrer genommen

wurde aus der kleinſten Gruppe , die ſich bei der

letzten Wahl ergeben hat , aus der poſitiven , die

freilich nur einen Bruchteil , 73 Stimmen hatte von

etwa 600 Stimmen ; ich habe die Stimmenzahlen

nicht zuſammengezählt , aber es werden im ganzen

etwa ſo viele abgegebene Stimmen geweſen ſein . Die

einem Teil

einzelnen



Poſitiven hatten

Fiſcher , Fromme

weit dieſem Wunſck

Sitzung

durch Wahl oder durch Ernennung auf eine andere

elle wegkommt der Gemeinde Durlach - Aue

berden , von ihrem Wahlrecht
Das iſt im letzten Grund das⸗

mit dem Unterſchied , daß geſagt wird , es
ſ

zu geſchehen , ſondern es kann

darüber hingehen , bis ſich etwas

Herrn Pfarrer Roß findet .

Gelegenheit gegeben

Gebrauch zu mack

ſelbe ; nur

m Ausſchuß haben wir uns weder die Bitte

abe noch dieſen Antrag in Ziff . 2 zu eigen
nachen können . Welche Stellung hätte der Herr

zfarrer Ro venn wir auch nur auf den Antrag

iſck eingehen würden , daß er , wenn er nicht

ewählt d ndwohin ernannt und die Stelle

Das würde doch natur

Mann in Aue nicht mehr arbeiten

en , daß es ſchleunigſt geſchieht . Des
* Tui I 4 1iſt 3 ein Unterſchied zwiſchen dem

P. 1 11 0

Ich mache darauf aufmerkſam , daß eine Er

4 äftig und unwider

uflich iſt und daß es nicht bei der Kirchenregierung

teht , das ei zurückzunehmen , aber auch
cht bei un üßte ſchon nachgewieſen werden

bon uns , daß die Kirchenregierung die Geſetze

di Ernennt egeln , fal angewendet oder
daß ſie d nde Er die Ermeſſens

nißbe y;t habe . Das iſt aber nicht der Fall

ſch FE0 Fa ede ein gehen auf
f f Vorſchlag inf

W N inde

1 d5 eite Abf ntrags Schulz
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machen : Wir haben leider in der letzten

Zeit mehrere Kirchenrevolutionen — könnte man

iode darf nicht die Hand

daß ſie in einem Falle , wo es





icht geſchehen wäre . Dabei läßt ſich nicht ver

meiden , daß man auch die Perſönlichkeiten , um d
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Dabei können wir uns es iſt mir peinlich das

uszuſprechen des Gedankens nicht völlig er —

wehren , daß bei dieſer Ablehnung unter anderem

wahlen des Jahres 1926 einen

Burgſtahler hatte ſich , theologiſch der

poſitiven Richtung und der Gemei lſtsbewegung

Sitzung .

ngehörig , der Landeskirchlichen Vereinigung ange
ſchloſſen und ſich für ihre Wahlliſte in der

treis Durlach eifrig eingeſetzt . Daß dieſe

0 U, 1 EL 1
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em Weg der Wahl oder auf dem Weg der Er
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* 11 38 Ne *12etzung des derzeitigen Pfarrers

nennung auf eine andere ihm entſprechende Stelle

der Gemeinde Durlach - Aue Gelegenheit gegeben
verde , von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen



fürchtung , daß , falls nichts geſchieht , die Gemein

Aue in abſehbarer Zeit nicht befriedet und dadurch

dem Anſehen der Landeskirche weiterer Schaden

gefügt wird

Wir ſtellen alſe der Intrag , de 5 19

von dem Herrn Berichterſtatter mitgeteilt worde

Abgeordneter Schäfer : Wir können uns leide

der Anſicht des Herrn Vorredner icht anſch

Wir müſſen unſer lebhaftes Bedauern

ſprechen , daß eine große Zahl von derprechen , 5 8
1 NIeA E. Hich 111 * 1

Gemeinde Durlach⸗Aue ſich in ſo außergewoh lbich

unbotmäßiger Weiſe benommen hat . ( Lachen . ) Es

kann doch gar kein Zweifel daran beſtehen , daß das

Verhalten der Kirchenregierung rechtlich vollſtändig

in Ordnung ging , und das iſt auch bisher von keine

Seite irgendwie beſtritten

Wir müſſen aber auch weiter gehen und müſſen

worden .

auch ſagen , daß die Kirchenregierung in Ausübung

ihres diskretionären Ermeſſens durchaus richtig ge

handelt hat .

auf die Liſte geſetzt aus dem Grund , we

Reihe älterer Bewerber da waren , die bevorrechtet

Sie hat den Herrn Burgſtahler nicht

eine ganze

waren . Meine Herren ! Ich erinnere Sie an einen

Vorfall , der vor einigen Jahren hier zur

kam ; das war die Sache mit der Gemeinde Mahl

berg . Auch damals hat die G

gewünſcht , daß ihr Pfarrverwalter , der ſich eines

außerordentlichen Anſehens in der Gemeinde erfreut

hat , ihr Pfarrer werde , und es lag eine Beſchwerde

der Synode darüber vor , daß man dieſen Herrn nicht

auf die Liſte geſetzt hat ; und die Synode hat es

damals durchaus gebilligt , daß die Kirchenregierung

Rechte älterer Geiſt

Sprache

unbedingtemeinde

es nicht getan hat , da ſie die

beſchneiden durfte .licher in keiner Weiſe

Wenn wir Wert darauf legen , einen tüchtigen

Pfarrſtand zu bekommen und das muß für uns

doch von allergrößtem Intereſſe ſein —, dann dürfen

wir älteren und verdienten Pfarrern , die irgendwo
Fuwo ſie weder Eiſen⸗draußen auf dem Land ſitzen ,

bahn noch irgendeine günſtige
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Ort zu kommen , wo die Schulverbindungen günſtig
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Me virft dann weiter der Kirchenregterung vor

daß ſie gerade einen poſitiven Pfarrer dahin Eftel

hätte ) bwohl die poſitive Liſte bei den letzter

Synodalwahlen einen relativ geringen Erſolg gehabt

hjabe, während die Liſte der Lan kirchlichen Ver

inigun die ſtärkſte l Wählern auf ſich

bereinigt habe za, meine Herren , ſo mathematiſch

können wir nicht vorgehen ! Wir können nicht einfach

die letzte Wahl nun unter allen Umſtänden als ein

zigen Maßſtab bezeichnen , der für die Beſetzung der

Pfarrei zugrunde zu legen iſt . Es iſt richtig , daß

es Pfarreien gibt , die ſeit alters her , ſeit langer Zeit ,

ganz beſtimmt nach einer oder der anderen Richtung

eingeſtellt ſind , und in ſolck len wird ja die

Kirchenregierung ſich immer darauf berufen und

wird es immer ſo machen, daß die Gemeinde einen

J dieſer Richtung bekommt . Hier aber kann

Rede ſein . Es iſt das erſtemal

Durlach - Aue eine er

hebliche Zahl von Stimmen auf die landeskirchliche

Partei vereinigt hat . Damit iſt noch lange

geſagt , daß ſie nun unbedingt landeskirchlich ein

geſtellt iſt und daß ein Pfarrer einer anderen Rich

tung für ſie in keiner Weiſe geeignet iſt. Wir können

daher der Kirchenregierung auch nicht den geringſten

Vorwurf daraus machen , daß ſie den Pfarrer Roß ,

davon nicht die

geweſen , daß die Gemeinde

nicht



Sitzung

der der poſitiven Richtung angehört jege Jeiſtigen Kampf , wird uns von Herzen dankbar ſein
den ja auch nicht das geringſte einzuwenden ifJge ſt ) o- Rufe ) , daß wir dieſes belebende Element in
zunächſt auf di ind nachher ar de hier ſi
nannt ahl nich ſte enn Sie e U n, daß dieſe Anträge auskom

tgitation in dem üblen Sinn geſtellt worden ſind ,
bed mlich un

rgen ſauberen Geſchäfte
yne ö machen , f i Punkt Durlachd

inſere
zgehabt , gerade dieſen Fall

ita e er , verehrte Herren , vor
er poſitiven Seite , ich habe das Gefühl ,2
ade jetzt in dieſem Fall der Agitation

8 2 ben haben , daß Sie ſo unklug
iſind und verhindern konnten ,ſcheidenden Stunden uns eine derartige Perf zaß der Prälat in dieſe Debatte hineingezogen wor

ch nſer Landeskirch en iſt, daß ſogar der Herr Abgeordnete Schäfer einVer Jgeſtellt hat . Ich glaube ge Wort gebraucht hat , das bisher in vorſichtiger Weiſekein Wort darüber verlieren , ſondern wir ſen es von niemand in die Debatte hineingeworfen wordene eiſe nd mit Entrüſtung von uns iſt und von dem jeder gewünſcht hat , daß es überveiſ rlaubt hat , einen Herrn wie haupt nicht fällt
en Her Prälate ndeines illoyalen Verhal Ich will auf die Geſchichte etwas eingehen :ens ode eines Verſprechens zuDraußen vor sruhe liegt eine aufſtrebende Arbezichtiger lich⸗poſitiven Ver beitergemeinde . Zum erſtenmal wird dieſer Gemeinde1 IIigung

das Wahlrecht gegeben : ſie ſoll einen Pfarrer be
on imen . Jahrzehnte , kann man beinahe ſagen , hat

Gemeinde auf den Augenblick gewartet , bis ſie
Iluch einmal einen Pfarrer wählen darf . Und nun

Ancher Seite das Wort kommt ein Pfarrverwalter , der das Vertrauen derzdren, dieſe An nc 0 iſc ˖ geſamten Gemeinde hat ; ich möchte das ausdrücklichden geſtellt 1 d e ha 0 ndig damit interſtreichen : das Vertrauen der geſamten Gerecht ( Aha ! bei der Kirchlich - poſitiven Vereinigung neinde . Es wurde vorhin geſagt : das zufällige 'wenn Sie unter „ Agitation das deutſch 2 V De Ge eind ch Oochte der badiſcher
Bewegung “ verſtehen . Wir habe ch tatſ Land che ſe e rer 1 ſchen , die ſehhier durch die körperliche Bewegung des Aufſtehens oft dieſes „zufällige “ Vertrauen einer ganzen , ſozioeine geiſtige Klärung hervorgerufen ( Heiterkeit ) und logiſch ſo verſchiedenartig gelagerten Gemeinde behaben durch dieſe „ Agitation “ und in dieſem Sinne ſitzen ! Es iſt eine von niemand beſtrittene Tatſache ,tatſächlich aus „ agitatoriſchen “ Gründen dieſe An⸗ ( daß Burgſtahler es verſtanden hat , in kurzer Zeitträge geſtellt , die Luft hier etwas geſäubert , und nicht nur die „Stundenleute “, wie man dort draußenwir haben auch und da haben Sie auch recht , daß Pzu ſagen pflegt , ſondern auch Leute hinter ſich zuinſere Anträge aus Agitation geſtellt worden ſind bringen , die aus politiſcher Bewegung , vielleicht aus

falls politiſchen Kämpfen der Vergangenheit , mit der
Agitation , Bewegung , hineingebracht . Das zeigt ja Kirche gebrochen hatten ; und er hat es ſo weitdie Verhandlung unſeres ganzen heutigen Tages ; gebracht , daß er bei der letzten Wahl mit ſeinerund jeder von Ihnen ſo nehme ich wenigſtens [ Gruppe eine überwältigende Mehrheit bekommen undan

—, der noch Sinn hat für einen friſch - fröhlichen Sdie poſitive Gruppe nur 73 Stimmen erhalten hat .

in dieſe etwas unbewegliche , ſchwere Luft eber
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denn im großen Verband mit der alten Gemeinde

wären dieſe Dinge ganz zweifellos nicht vorgekom

men ; da hätten ſich von ſelbſt ſchon ganz andere

Es iſt aber auch nicht ſo , als ob wir

rgendwie unfreundlich gegenüber

geſtanden hätten ; vielmehr iſt es ſo , daß wir bereit

geweſen ſind und finanzielle Mittel zur Verfügung

geſtellt haben für ihr gottesdienſtliches Lokal , für das ,

vas ſie irgendwie bedürfen . Es iſt ihnen auch ver

ſprochen worden , in ausreichender Weiſe zu helfen

dafür , daß ſie das bekommen , was immer von der

Kirche verantwortet werden kann zu ihrem kirchlichen

Gedeihen . Es bleibt dabei eine bedauerliche Tat

ſache , daß der Kirchenbeſuch in dieſer großen Kirchen

gemeinde von jeher ein recht kleiner geweſen iſt und

auch heute noch ſo genannt werden muß . Es ſoll

daher ſelbſtverſtändlich von hier aus alles getan

verden , was das kirchliche Leben , die Frömmigkeit

in der Gemeinde fördert . Wenn nun jemand meint ,

daß die Kirchenregierung einen Fehlgriff gemacht
und das religiöſe Leben nicht gefördert habe , ſo

meine ich : Noch viel weniger hat die unaufhörliche

und ſkrupelloſe Agitation im perſönlichen Verkehr

Wege gezei

der Gemeinde

Siebente

und in den Zeitungen das kirchliche Leben gefördert

( Sehr richtig ! bei den Poſitiven . )

Aus allen dieſen Gründen möchte ich Sie bitten :

Stimmen Sie dem , was hier die Kommiſſion be

ſchloſſen hat , zu ! Wie die Dinge einen guten Ab

ſchluß bekommen , das ſteht nicht in meiner Hand .

Aber davor möchte ich doch warnen , daß man ſagt :

„ Es wird ſo und ſo kommen , auch ein Beſchluß der

Synode ändert nichts . “ Ich perſönlich habe alle

Achti vor dem Geiſtlichen dort , der in erſchwer
teſten Verhältniſſen ſich nichts hat zuſchulden kommen

laſſen — ſonſt wäre es längſt irgendwie bekannt

geworden —, ſondern in einer großen Zurückhaltung
und Verzichtleiſtung , ſelbſt in Hinſicht der Wohnung ,

bei einem unerhörten Widerſtand , der ihm von ein

zelnen entgegengebracht worden iſt , ſich bisher tadel

los benommen hat . Ich hätte gewünſcht , daß der Herr

Burgſtahler ſolchem Verhalten entſprechend geſagt

hätte : „ Ich gehe hin , wo die Behörde mich hinſetzt . “

Bei der nun folgenden Abſtimmung wird der

Ausſchußantrag gegen 11 Stimmen angenommen .

Die Sitzung wird darauf mit Gebet des Ab

geordneten Löw geſchloſſen .

na

Achte öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Samstag den 12 . Mai 1928 ,

vormittags 9½ Uhr .

Vizepräſident Wilhelm Schulz eröffnet die Sit

zung ; Abgeordneter Hofheinz ſpricht das Eingangs

gebet

Vizepräſident Wilhelm Schulz : In

genſtunde iſt es unſere erſte Pflicht , herzlich eines

Mannes zu gedenken , deſſen ſterbliche Hülle heute

früh in Mannheim ihrem letzten Ruheplatz zu⸗

getragen werden wird . Es iſt Herr Kirchenrat

Theodor Achtnich , der in den Jahren 1919/21 Mit

glied unſerer Synode geweſen iſt . Unſer Mitglied

der Abgeordnete Roſt , wird die Begräbnisfeier

halten . Achtnich iſt aus der Herrnhuter Gemeinde

hervorgegangen und zu uns herüber nach Baden

gekommen . Ich habe noch in Erinnerung , wie er

als junger Vikar ich denke , in Mannheim

geweſen iſt : eine ſchon durch die hohe Geſtalt jungen

Leuten ſich feſt einprägende Erſcheinung . Später

habe ich ihn und wohl wir alle kennen gelernt als

einen liebenswürdigen und freundlichen Geiſtlichen ,

der lange als Seelſorger in der Illenau tätig

geweſen iſt und nachher lange in ſeiner Kirchen

gemeinde in Mannheim , wo er allgemein beliebt war .

Schon ſeit längerer Zeit hat er ſich in den Ruheſtand

zurückgezogen gehabt , war aber immer noch an der

12
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